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I. Kapitel. 

Yerslcherung durch Gegenseitigkeit und durch 
merkantlllsche Unternehmung. 

Viele der Schriftsteller, die sich in neuerer Zeit mit der Theorie 
der Versicherung befasst haben, betonen ausdrücklich den grossen 
Unterschied, der bestehe zwischen solchen Versicherungsunterneh- 
mungen, die auf Gegenseitigkeit basiren, und solchen, die als Actien- 
Gesellschaften, d. h. nach dem Prinzip von Aktiengesellschaften 
konstruirt sind. Auch in den Kommissionsberatungen und Entwürfen 
für Kodifikation des Versicherungsrechtes begegnen wir öfters Fragen 
über diesen Punkt. Es ist daher wol nicht ungeeignet, gleich Ein- 
gangs in einer kurzen Erörterung zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 

Wir wollen zunächst, indem wir von der Gegenseitigkeitsanstalt 
als der bei Lebensversicherungen altem Form ausgehen, in^s Auge 
fassen, welches die Motive der Begründer einer Versicherungsunter- 
nehmung sind. 

Die Idee jeder Versicherung auf Gegenseitigkeit ist die, dass 
viele Menschen, die sich von demselben Ereignis bedroht sehen, sich 
gegenseitig versprechen, mit dem durch das Ereignis Betroffenen die 
schUmmen vermögensrechtKchen Folgen gemeinsam zu tragen. Der 
Einzelne sucht Schutz bei der Gemeinschaft der in gleicher Weise 
Gefährdeten. Die Versicherungsanstalt verfolgt dieselben Zwecke, 
wie eine Woltätigkeitsanstalt ; beide wollen den Schaden, von dem 
jemand in vermögensrechtlicher Hinsicht betroffen wurde, mildem. 
Aber die Beweggründe, aus welchen gegeben wird, sind andere. An 
Stelle des Mitleids sind egoistische, freilich eben darum auch mäch- 
tiger wirkende Antriebe getreten; der Geber der Prämie gibt, um 
eventuell zu bekommen ; an Stelle des Anspruchs aber, den der Un- 
glückliche hat auf Unterstützung von Seiten der Nebenmenschen, 
ist ein Rechtsanspruc];i getreten. 
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Die wichtigste Voraussetzung aber fiir das Zustandekommen 
der Versicherung ist es, dass der Schleier der Ungewissheit noch 
nicht gelüftet ist von dem befürchteten Ereignis. Nicht das Zu- 
künftige, wie manchmal wol behauptet wurde ^), sondern das Un- 
gewisse des Ereignisses ist wesentlich för die Versicherung. Ein 
Beispiel möge dies erläutern. Stellen wir uns vor, es seien 1000 
Schiffseigenthümer zusammen, deren jeder ein Schiff (Ladung gleich- 
wertig angenommen) auf dem Meere schwimmen hat. Da verbreitet 
sich unter ihnen die Nachricht, es seien zwei Schiffe von den ihrigen 
untergegangen. Noch ist es Zeit zur Versicherung; ein Federzug 
enthebt den Einzelnen, der von der Ungewissheit, ob sein Schiff 
eines der beiden gesunkenen sei, gequält wird, der grössten Sorge. 
Mit verhältnismässig geringem Opfer befreit er sich aus der pein- 
vollen Lage. Vielleicht eine Minute später meldet ein Drahtbericht 
die Namen der beiden gesunkenen Schiffe ; manche Hand, die vorher 
hastig unterschrieb, würde nun lange zaudern, einen zehnmal kleinem 
Betrag auf der SubskriptionsUste für den vom Schicksal heimgesuchten 
Genossen zu zeichnen ; man kondolirt ihm ; er ist aber ein gebrochener 
Mann. So sehen wir, wie die Ungewissheit Existenzbedingung der 
Versicherung, Fundament des ganzen Geschäftes ist, wie die über 
den Ereignissen gelagerte Dunkelheit zur Retterin wird fiir die vom 
Unglück Betroffenen. 

In „leisen Anklängen" findet sich der Gedanke einer Ver- 
sicherung schon im Altertume^). Im Mittelalter finden wir schon 
Sterbekassenvereine und Schiffsversicherungen. Die Menschen fangen 
an, sich zu verbünden gegen das drohende Unheil. Aber erst in der 
neuesten Zeit wurde die Wichtigkeit der Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung für solche Institute richtig erkannt. Man bemerkte erst jetzt, 
dass Sterbekassen und andere ohne Berücksichtigung der Wahr- 
scheinUchkeitsrechnung gebildete Vereine den Keim der Auflösung 
schon bei der Entstehung in sich tragen; die Widersinnigkeit des 
Emeriten- und Expektantenwesens *) wurde erst jetzt hervorgehoben. 
Vor Allem aber erkannte man, dass in der grossen Anzahl von 



*) Dr. Kübel, Die Verhandlungen der Dresdener Bundeskommission in 
Malss Zeitflchr. II. S. 348. 

Züricher privatrechtl. Gesetzbuch 1707. 

») Dr. Ernst Bezold in „Deutsche Zeit- und Streitfragen". S. 290 ff III. Bd. 

•) Dr. A, Wiegand, Die Lebensversicherungs-Praxis. S. 1 — 6. 1858. 
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Versicherten die beste Garantie fiir die zu erstrebende Geringfügig- 
keit und Gleichmässigkeit der jährlich zu entrichtenden Opfer liege. 
Man machte sich los von der Idee der lokal beschränkten Versiche- 
rungsgemeinschaft und kam so zu der Art von Versicherung, die 
heutzutage von vielen Instituten betrieben wird und allein den Namen 
Versicherung verdient; und wenn wir im weitem Verlauf der Dar- 
stellung von Versicherung sprechen, so meinen wir immer diese, die 
auf der Anwendung rationeller Grundsätze und der Lehren der 
Wahrscheinhchkeitsrechnung und der Statistik beruht. 

Der Gründung der andern Kategorie von Versicherungsanstalten 
liegen auf Seite der Unternehmer ganz andere Motive unter. Bei 
dieser andern Kategorie, die man oft unter dem Namen Versicherungs- 
aktiengesellschaft zusammenfasst, obwol die Form der Aktiengesell- 
schaft etwas Unwesenthches ist, haben die Begründer des Unter- 
nehmens es auf einen merkantiUschen Gewinn abgesehen. 

Man hat beobachtet, dass bei hinreichend grossem Versiche- 
rungsbestande das Versicherungsgeschäft von Seiten des Versicherers 
jedesfalls kein gewagtes ist; denn wo einmal das Gesetz der grossen 
Zahlen Platz greift, wird der Zufall fiir den Versicherer eKminirt 
und die Wahrscheinlichkeit wird zum Surrogat der Gewissheit. Die 
grosse Zahl der Einzelrisikos kann der Versicherer mit ziemhcher 
Sicherheit auf eine fixe Summe veranschlagen. Der Versicherer aber 
erhebt nun von jedem Einzelnen eine etwas grössere Prämie, als 
eigenthch in Bruchteilen der Summe nach dem Anschlag auf ihn treflFen 
würde, um aus diesem Überschuss einen Geschäftsgewinn flir sich zu 
bilden und das Aktienkapital zu verzinsen. Er weiss, dass der 
einzelne Versicherungsnehmer ihm dies unbedeutende Mehr nicht 
nachrechnen wird, oder dass er wenigstens dies Mehr der Gefahr, 
in schlimmer Zeit grössere Beiträge leisten zu müssen, vorzieht. Man 
könnte sich demgemäss eine solche Versicherungsuntemehmung 
denken als eine Anstalt auf Gegenseitigkeit, die Jemanden gefunden 
hat, der sich bereit erklärt, das, was eventuell fehlen sollte an den 
Beiträgen, die nach einem auf Wahrscheinhchkeitsrechnung basirenden 
Tarif von den Mitghedem erhoben werden, aus eigenem Vermögen 
zu zahlen, der dafür anderseits aber, was zu viel an Beiträgen er- 
hoben wird, behalten darf. 

Wenn aber auch der Wille der Gründer ein verschiedener ist 
bei diesen Systemen, so wird doch durch beide der Grundgedanke 
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der Versicherung realisirt^ Verteilung des Einzelschadens auf die 
Gesamtheit; damnum unius^ damnum commune. Und da nun ein- 
mal nach unserm Sprachgebrauch sowol das Resultat als der Weg^ 
auf welchem es erreicht wird, Versicherung genannt wird, so gebührt 
dieser Name ebensowol dem von Gegenseitigkeitsanstalten wie dem 
von Aktiengesellschaften betriebenen Geschäfte, und es ist ungerecht- 
fertigt, wenn Oallus^) den Ausdruck „Versicherung" nur auf die 
Operationen der letzteren angewandt wissen will und im Gegensatze 
hiezu bei den Gegenseitigkeitsanstalten von „Verteilung" spricht. In 
Konsequenz dieser seiner Ansicht verwirft er auch den sonst ziemlich 
allgemein anerkannten Satz, dass der Versicherte Versicherter und 
Versicherer in einer Person sei *) ; dieser ist aber die sich von selbst 
ergebende Folgerung aus dem Umstände, dass dem Versicherten die 
Gesamtheit aller Versicherten als Versicherer gegenübersteht •). Übri- 
gens hat (ganz abgesehen davon, dass es jetzt Versicherungsaktien- 
gesellschaften gibt, die den Versicherten einen Anspruch auf Divi- 
dende gewähren), eine grosse Annäherung beider Systeme auch in 
der äussern Erscheinung insofern stattgefunden, als zahlreiche 
Gegenseitigkeitsanstalten zu dem Prinzip der festen Prämie, also von 
der Societätsform zu der des Tausches übergegangen sind*). Bei 
grossen wolgegründeten Anstalten dieser Art wie z. B. der Gothaer 
Bank wird diese feste Prämie nicht einmal sehr durch eine Dividende 
von unbestimmter Höhe alterirt, indem eine solche Anstalt ftii* ge- 
wöhnUche Zeiten den Betrag der Dividende schon im Voraus fast 
genau normiren kann ^). Jedesfalls kann aber betreffs des zwiefachen 
Verhältnisses, in welchem der bei einer solchen Anstalt Versicherte 
zu derselben steht, ein Zweifel nicht obwalten, wenn die Gesellschaft 



') Dr. W, Gallus. Die Grundlagen des gesamten Versicherungswesens. 
S. 89 ff. 

*) Dr. Kübel. Die Verhandlungen der Dresdener Bundeskommi^sion a. a. O. 
§ 27. S. 97. 

Dr. Munzinger. Motive zum Entwurf eines schweizer. Handelsgesetzes. 
Mälss Zeitschr. I. S. 98. 

') Gold8chmidt, Handbuch des Handelsrechts I. 6. 683. 

*) Vgl. Ldband. Die juristische Natur der Lebens- und Renten- Versiche- 
rung. 8. 18 ff. 

^) Lebensversicherungsbank für Deutschland in Gotha. GeschSftsergebnisse 
im Jahr 1881. 
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auch die Versicherung anderer Personen ^) übernimmt, und dies ist 
auch von der Dresdener Bundeskommission, die sich im ganzen für 
strenges Auseinanderhalten beider Systeme aussprach, anerkannt 
worden*). Das ist aber heutzutage ein äusserst häufiger Fall. Ein 
praktisches Beispiel, aber fiir das doppelte Rechtsverhältnis des Ver- 
sicherten bietet § 4 der Gothaer Bankverfassung : „Diejenigen allein, 
welche eine lebenslänghche Versicherung auf ihr eigenes Leben oder 
auf dasjenige eines andern oder eine Üeberlebensversicherung mit 
der Bank abgeschlossen haben, bilden die Bankteilhaber oder Eigen- 
tümer des Institutes." Für derartige Fälle nun, wo eine Gegen- 
seitigkeitsanstalt auch andere Personen versichert, sei es nun auf 
kurze Zeit oder gar auf den Todesfall^) gegen feste Prämie ohne 
Anspruch auf Dividende, für FäUe, wo die Anstalt eine juristische 
Person ist, schhesse ich mich der von Males (Betrachtungen über 
einige Fragen des Versicherungsrechtes) ausgesprochenen Meinung 
an, dass der Versicherte die Dividende nicht in seiner Eigenschaft 
als Versicherter bezieht, sondern weil er ein Korporationsmitglied 
geworden ist. 

Auch ich glaube, dass hier eine Verschiedenheit des Rechts- 
titels, auf welchem der Bezug der Dividende beruht, von Demjenigen, 
welcher der Zahlung der Prämie zu Grunde liegt, vorhanden ist. 

Es ist also trotz der Verschiedenheit der Motive, von denen 
die Begründer der einen und der andern Art von Versicherungs- 
untemehmung bewegt werden, im HinbUck auf die Gleichartigkeit 
des Betriebes, auf die Gleichheit des Erfolges, auf die Gleichheit des 
Willens der mit jeder dieser beiden Anstalten kontrahirenden Per- 
sonen zu sagen, dass die rechtliche Natur der Versicherung hier 
wie dort die nämliche ist. Dieses Verlangen nach gleicher Behand- 
lung beider Arten von Versicherungsanstalten ist schon oft erhoben 
worden*) und erst neuerdings hat sich Bodenheimer (zur Gesetz- 



') Verfassung der Gothaer Bank § 3 verb. mit § 4. 

•) Kübel a. a. O. S. 102. 

') Gegen diese Art erhebt grosse Vorwürfe (warum? ist mir nicht ganz 
ersichtlich) Gallus a. a. O. S. 123. 

*) Prot, zur Beratung eines a. d. H. G. B. S. 6066—5058. Monitum 260. — 
Kübel a. a. O. S. 99. — Males a. a. O. S. 9. — Vergl. Goldschmidt, Handbuch 
§ 49 Note 14. 
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gebung über das Versicherungswesen. Bern 1879) eben dahin aus- 
gesprochen. ^) 

Was aber die grosse Anzahl der Versicherten betrifft, so ist 
sie fiir die Gründer der Gegenseitigkeitsanstalten nur ein Mittel, den 
Zweck mit grösserer Sicherheit zu erreichen; fiir die Gründer der 
Aktiengesellschaft; ist aber ein grosser Versicherungsbestand die con- 
ditio sine qua non; denn die Gründer beabsichtigen hier ein Geschäft; 
mit gewöhnKchem Spekulationsrisiko, durchaus nicht ein" Geschäft 
mit aleatorischem Risiko.^) 

Hier dürfte es vielleicht am Platze sein, kurz einen Punkt zu 
berühren, den Ldband% gelegentUch seiner Besprechung beider 
Systeme, als einen besondem Vorzug der Versicherung durch Aktien- 
gesellschaften hervorhebt. Laband ist nämHch der Meinung, dass 
erst durch Abstreifiing der Societätsform und der in ihr enthaltenen 
Verpflichtung zu unbegrenzten Beitragsleistungen das „securum 
facere*^ wirklich erreicht werde, weil eben der Versicherer selbst- 
ständig ftir Vergütung der Schadenbeträge hafte, gleichviel, ob die 
Summe der eingezahlten Prämien dafiir ausreiche oder jiicht. Ganz 
abgesehen davon, dass die Eventuahtät einer Nachforderung bei 
unsem grossen Gegenseitigkeitsanstalten noch nicht eingetreten ist*) 
und mindestens in ebenso weiter Feme steht wie der Zusammen- 
bruch einer Aktiengesellschaft*), ist dem gegenüber doch wol zu 
bemerken, dass der bei einer Gegenseitigkeitsanstalt Versicherte 
selbst in den grössten Krisen noch einen Rechtsanspruch an die 
Anstalt hat, während der bei der Aktiengesellschaft Versicherte beim 
Zusammenbruch derselben, der nicht nur durch ungewöhnliche Er- 
eignisse, sondern auch durch schlechte Anlage des Aktienkapitals 
hervorgerufen werden kann, sich unterstützungslos dem Schicksal 
unterwerfen muss; der Nachteil, eventuell eine Nachzahlung leisten 
zu müssen, wird vielleicht aufgewogen durch das Gefiihl, auch bei 



*) S. 139. Meine Ansicht geht überhaupt dahin, es seien die Gegenseitig- 
keitsanstalten nicht anders als die Aktiengesellschaften zu behandeln. 

*) Dieser Punkt wird scharf hervorgehoben von Laband a. a. O. S. 19. 
') Laband a. a. O. S. 19. 

*) Emminghaus. Festschrift der Gothaer Bank zum 50-jährigen Bestehen. 
*) Gothaer Bank- Verfassung § 9 und Note. 
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den gewaltigsten Katastrophen seiner Ansprüche nicht verlustig su 
gehen, zu wissen, dass in jedem Fall eine Ausgleichung in der Ver- 
mögenslage aller Versicherten ' eintreten wird, während nach Zu- 
sammenbruch der Aktienanstalt die letzten Versicherten sich hülfelos 
dem Unglück preisgegeben sehen. 



11. Kapitel. 

Wesen des Versicherungsvertrags. 

Aus den Erörterungen des ersten Kapitels haben wir gesehen, 
wie wichtig für das ganze Versicherungsgeschäft der Betrieb im 
Grossen, die grosse Anzahl der Versicherungsobjekte ist. Das Ver- 
sicherungsgeschaft erhält seinen wahren juristischen Charakter erst 
bei einem grossen Versicherungsbestande. Daraus geht aber meines 
Erachtens hervor, dass wir den Standpunkt des Versicherers, für den 
der einzelne Vertrag nur im Zusammenhang mit einer grossen Menge 
gleichartiger Verträge in Betracht kommt, und den des Versicherten, 
der nur an dem einzelnen Vertrage ein Interesse nimmt, wol unter- 
scheiden müssen. Ich glaube, dass aus einer strengen Scheidung 
beider Standpunkte grosse Vorteile für die rechtliche Durchdringung 
der ganzen Materie sich ergeben. 

Ich wende mich zunächst zur Betrachtung des Geschäftes, so 
wie es dem Versicherer erscheint. Der Versicherer zieht die Ver- 
sicherten in ihrer Gesamtheit in Betracht. In seinem Calcul er- 
scheinen die Versicherten nicht als Individuen A, B, C etc., sein 
Wille ist auf einen Kontrakt mit der Gesamtheit gerichtet. Der 
Versicherer lässt sich eine bestimmte Geldsumme in Gestalt von 
Prämien versprechen und übernimmt deren geeignete Verwaltung; 
die Gegenleistimg, zu der er sich verpflichtet, ist in seinen Augen 
nicht die Tragung einer Reihe von Einzelrisiko's. Die Wahrschein- 
lichkeit gibt ihm die Mittel, diese Summe von Einzelsrisiko' s in eine 
fixe, zu bestimmter Zeit zahlbare Geldsumme zu verwandeln. Wenn 
er weiss, dass die Wahrscheinlichkeit des Abbrennens für ein Haus 
in einem Jahr Yiooo ist, so weiss er mit einer an die Gewissheit 
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streifenden Genauigkeit bei einem hinreichend grossen Versicherungs- 
bestande^ dass ihm die Verpflichtung obliegt, nach Ablauf des Jahres 
*/iooo des Wertes aller bei ihm versicherten Häuser zu zahlen. Das 
Gesetz der grossen Zahlen vernichtet den aleatorischen Charakter 
der Verpflichtung, die er auf sich genommen hat ; fiir seine Betrach- 
tung ist ein Risiko, das über ein gewöhnKches Spekulationsrisiko 
hinausginge, nicht vorhanden. Insofern als die Prämien der Regel 
nach nicht direkt wieder verteilt, sondern erst verzinst werden, auch 
bedeutende Fonds gebildet werden, die zur beständigen Aufzinsung 
bestimmt sind, können wir das Geschäft wol mit Lahand^), der 
freihch nur von der Lebensversicherung spricht, als eine Art Banquier- 
geschäft bezeichnen. Auch bei der einfachsten Feuerversicherung 
auf Gegenseitigkeit betreibt die Anstalt ein Girogeschäft, indem sie 
den Beitrag des einen Mitgliedes dem andern übermittelt. 

In einem ganz andern Lichte erscheint uns das Geschäft, wenn 
wir uns auf die Seite des einzelnen Versicherten stellen, also unser 
Augenmerk auf den einzelnen Vertrag richten. 

Der einzelne Versicherte verpflichtet sich zur jährlichen (über- 
haupt terminweisen) Zahlung einer Prämie an den Assekurateur. 
Welches ist aber die Gegenleistung? Mit dieser Frage tauchen die 
verschiedenartigsten Ansichten über die Natur des Vertrages und 
seine Stellung im System hervor. Den Einen gilt er als reinei* Spiel- 
vertrag, die Andern sagen, er ist nichts weniger als dies. Dritte 
weisen ihm eine besondere Stelle unter den gewagten Verträgen an. 
In einer ausfülirlichen Broschüre entwickelt Herrmann^) seine Ansicht 
über die Glücksspielnatur des Versicherungsvertrages. Uniäugbar 
zeigen Versicherungsvertrag und Spielvertrag auf den ersten Blick 
grosse Aehnlichkeit. Der eine Kontrahent macht eine bestimmte 
kleine Leistung und erhält dadurch die Hoffnung auf eine ungleich 
grössere Gegenleistung des andern. „Man gibt Kleines hin, um 
möglicherweise Grosses zu erlangen," sagt IIerrmann% Der Ver- 
gleich der Versicherung mit dem Lotto ist in vieler Beziehung zu- 
treffend. Allein bei genauerer Betrachtung kann uns das Vorhanden- 
sein tiefgreifender Unterschiede zwischen beiden Verträgen nicht 



*) A. a. O. S. 35. 

') E. Herrmann. Die Theorie der Versicherung. 

») A, a. O, S. 17. 
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entgehen. „Beim Spielvertrag", sagt Whidscheid^ „ist die Bedin- 
gung, von welcher die Parteien Gewinn und Verlust abhängig machen, 
entweder der Ausfall einer von den Parteien zum Zweck der Unter- 
haltung vorgenommenen Tätigkeit oder Sein oder Nichtsein, Ein- 
treten oder Nichteintreten irgend einer andern Tatsache, welche die 
Parteien lediglich zur Entscheidung über Gewinn und Verlust be- 
nützen". 

Kann man dasselbe von der Versicherung sagen? Der Er- 
folg des Vertrages wird abhängig gemacht von einer Tatsache, 
welche die Parteien lediglich zur Entscheidung über Gewinn und 
Verlust benützen, d. i. von einer gleichgültigen Tatsache. Hier 
liegt ein fundamentaler Unterschied zwischen Versicherung und Spiel. 
Im Begriffe des Spieles ist es stets enthalten, dass die Tatsache, 
an deren Eintreten der Entscheid geknüpft ist, an und für sich dem 
Spieler etwas ganz Gleichgültiges ist, dass sie Interesse für den 
Spieler erst dadurch gewinnt, dass die Entscheidung an sie geknüpft 
ist. Zum Abschluss des Versicherungsvertrages hingegen drängt 
gerade die Wichtigkeit der Tatsache, von welcher die Entscheidung 
abhängig gemacht wird. Voraussetzung des Versicherungsvertrages 
ist ein Interesse des Versicherten am Nichteintritt des Ereignisses, 
von dem die Gewährung der Vorteile abhängig gemacht wird. Mit 
diesem Interesse steht und fallt der Versicherungsvertrag. Deutlich 
bekundet sich dieser Gedanke in dem Gesetzbuche des Kantons 
Zürich, Art, 1756: ^Der Versicherte kann die Versicherung auf 
ein fremdes Leben abschliessen, letzteres aber nur, wenn der Ver- 
sicherte ein Interesse an dem Fortleben der Person hat, auf welche 
die Versicherung abgestellt wird. Im entgegengesetzten Fall wird 
das Geschäft als ein Spielvertrag behandelt." Derselben Ansicht 
huldigt H, Fick^)j wenn er sagt: „Fehlt es überhaupt an solchen 
befürchteten Nachteilen, so ist das Geschäft überhaupt kein Ver- 
sicherungsgeschäft, sondern ein Wett- oder Spielvertrag und zwar 
auf Seiten des Versicherten ein Wett- oder Spielvertrag der aller- 
verwerflichsten und allergefährhchsten Art." So sehen wir, wie dieser 



*) Windscheid, Lehrbuch des Pandektenrechtes § 419, Bd. II. S. 580. 

*) Ob Selbsttötung in unzurechnungsfähigem Zustand von Lebensversiche- 
rungsanstalten als Befreiungsgrund geltend gemacht werden könne ? S. 14 in Gold- 
schmidfs Zeitschr. Bd. 22. 
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anscheinend nur' für die moralische Beurteilung wichtige Unterschied 
auch für den juristischen Charakter der Geschäfte relevant wird. 
Wir stehen an einem der Berührungspunkte zwischen Moral und 
Recht. Die Versicherung ist die Verwirklichung eines sittlichen Ge- 
dankens; das Recht lässt ihr seinen Schutz angedeihen; das Spiel 
ist etwas sittUch Verwerfliches oder doch allermindestens Gleichgül- 
tiges ; das Recht versagt den ihm entspringenden Forderungen seine 
Anerkennung. Der Unterschied aber in den Gefühlen, welche Den- 
jenigen, der spielen, und Denjenigen, der sich versichern will, dem 
entscheidenden Ereignis gegenüber beseelen, äussert seine Wirksam- 
keit auch nach Abschluss des Vertrages. Während durch den Spiel- 
vertrag ein Interesse am Eintritt des betreffenden Ereignisses herbei- 
geführt wird, m u s s beim Versicherungsvertrag auch nach Abschluss 
des Vertrages das Interesse am Nichteintritt des Ereignisses noch 
überwiegen, und dieser Umstand unterscheidet den Versicherungs- 
vertrag von allen andern Verträgen auf das Wesentlichste. Dieses 
Moment ist aber jedem Versicherungszweig gemeinschaftlich. Durch 
die Hereinnahme dieses Momentes in die Definition wird ein voll- 
ständiger Abschluss gegen alle andern Verträge hergestellt und den- 
noch das ganze Gebiet der Versicherung umfasst. Die Definition 
des Versicherungsvertrages hat aber von jeher der Gesetzgebung 
sowol als der Theorie die grössten Schwierigkeiten gemacht.- In 
den altem Gesetzgebungen begnügte man sich mit einer Definition 
des Versicherungsvertrages, die sich blos auf die Schadensversiche- 
rung erstreckt. So sagt § 1934 T. II. Tit. 8 des preussischen 
Landrechtes: „Bei einer Versicherung oder Assekuranz übernimmt 
der Versicherer gegen Erhaltung einer gewissen Abgabe oder Prämie 
die Vergütung des aus einer bestimmten Gefahr die versicherte Sache 
treffenden Schadens." Aehnliche Definitionen geben das privat- 
rechtUche Gesetzbuch des Kantons Zürich*), das bürgerUche Gesetz- 
buch fiir Oesterreich^) und auch noch der Entwunf eines Handels- 
gesetzbuches für die preussischen Staaten^). Bei der geringen Aus- 
dehnung, welche die Lebensversicherung damals noch hatte, konnte 
solches wol genügen. Indessen bei den in neuerer Zeit stattgehabten 
Versuchen, das Versicherungsrecht zu kodifiziren, fühlte man das 
Bedürfnis, eine Definition aufzustellen, welche auch den Lebensver- 



>) § 1704. «) § 1288. ') Art. 327. 
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sicherungsvertrag mit umfasst. Der Gesetzgeber ging von der meines 
Erachtens richtigen Ansicht aus, "dass für beide Verträge eine ge- 
meinschaftliche Kategorie zu bilden sei. Dies Bestreben geht deut- 
Uch aus der Fassung der Definition hervor, wie sie z. B. der schwei- 
zerische Entwurf für Obligationenrecht ^) vom 7. Oktober 1876 gibt: 
„Durch den Versicherungsvertrag übeminmit der Versicherer gegen 
Bezahlung einer Prämie die Verpflichtung, dem Versicherten für den 
Fall, dass ein bestimmtes, diesem nachteiliges Ereignis eintreten 
werde, den dadurch entstandenen Schaden zu ersetzen oder eine zum 
Voraus bestimmte Summe- (die Versicherungssumme) zu bezahlen" 
(Art. 744). 

Niemand wird aber behaupten, dass die gegebenen Definitionen 
dem, was man von einer mustergültigen Definition verlangt, ent- 
sprächen. Die Definitionen haben es nicht verstanden, die wesent- 
Uchen Unterscheidungsmerkmale der beiden Verträge von allen üb- 
rigen Verträgen in einer Aussage zusammenzufassen. Vielmehr 
hat man stets in die Definitition des Versicherungsvertrages die Merk- 
male, welche beide Arten unterscheiden, aufgenommen und so das, 
was man vereinigen wollte, sofort wieder getrennt. Man hat sich 
auf eine blosse Wortdefinition beschränkt und hat dadurch Den- 
jenigen, die den gemeinsamen Charakter der Lebens- und Schadens- 
versicherung läugnen, eine willkommene Waffe in die Hand gegeben 



*) Aehnlich auch schon der Entwurf der Dresdener Bundeskommission 
(2. Lesung) Art. 894 : „Durch den Versicherungsvertrag wird der eine Vertrag- 
schliessende (Versicherer) verpflichtet , gegen Bezahlung des vertragsmässigen 
Preises (Prämie) demjenigen, dessen Interesse versichert ist (dem Versicherten), 
sei dieser der andere Vertragschliessende (Versicherungsnehmer) oder ein Dritter 
im Falle des Eintrittes eines bestimmten Ereignisses für die durch dasselbe dem 
Versicherten entstandenen vermögensrechtlichen Nachteile Ersatz zu leisten oder 
eine im Voraus bestimmte Summe zu zahlen/ 

Einen andern Weg, diesen Schwierigkeiten zu entgehen, hat die belgische 
Gesetzgebung eingeschlagen. Der belgische code de commerce handelt in seinem 
10. Titel von den Versicherungen im Allgemeinen, also auch von der Lebens- 
versicherung. Art. 1«' bestimmt nun den BegriflF folgendermassen : „L'assurance 
est un contrat par lequel Tassureur s'oblige, moyennant une prime, k indemniser 
Tassur^ des pertes ou dommages queprouverait celui-ci par suite de certains 
4v^nements fortuits ou de force majeure". Um nun diese Definition auch für die 
Lebensversicherung passend zu machen, wird in dem ersten Artikel, der von den 
Lebensversicherungen im Speziellen handelt, in Art. 41 gesagt: „LHndemnitä k 
payer lors du d^c^s est d^finitivement r^lee au moment du contrat. 
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zur Verfechtung ihrer Ansicht von der Grundverschiedenheit der 
beiden Verträge.^) Es ist ja in 3er Tat möglich^ durch eine De- 
finition, wie sie in den angeführten Entwürfen behebt wu-d, zwei 
ganz verschiedene Dinge mit einer Definition zu treffen. So kann 
man man das Wort Schild definiren. Schild ist ein aus harten Kör- 
pern gefertigter Gegenstand, der als Schutzwaffe verwendet wird 
oder zur Bezeichnung eines Wirtshauses dient. Oder um ein juri- 
stisches Beispiel einer derartigen Definition zu bilden, kann ich sa- 
gen : lex commissoiia ist eine einem Vertrage beigefugte Bestimmung, 
worin der eine Kontrahent dem andern verspricht, dieser soUe eine 
Sache behalten dürfen, wenn er nicht binnen gewisser Zeit den 
Kau^reis erhalten habe oder für die Forderung, fiir welche die Sache 
als Pfand bestellt ist, befiiedigt sei. Solche Begriffsbestimmungen 
können allerdings bei ihrer disjunctiven Form wenig Wert bean- 
spruchen. Nun entsteht aber die Frage: Lässt sich wirkhch eine 
Definition gebAi, die den erörterten Fehler vermeidet und doch ge- 
genüber allen andern Verträgen einen Abschluss herstellt? Sie ist 
gefunden, glaube ich, wenn man das oben erwähnte Moment nicht 
ausser Acht lässt. Durch den Versicherungsvertrag verspricht die 
eine Person (der Versicherer) gegen Entgelt einer andern Person 
(dem Versicherten) für den Fall des Eintretens eines zufälligen Er- 
eignisses gewisse Leistungen^), die so bemessen sein müssen, dass 
das Interesse des Versicherten am Nichteintreten des Ereignisses sich 
nicht in ein Interesse am Eintreten des Ereignisses verwandelt. Ver- 
mieden ist in dieser Definition der Ausdruck „Schadenersatz" und 
das möchte ich, obgleich es unbedeutend ist, schon um deswillen fiir 
einen Vorzug halten, weil man, wenn man sich dieser Wendung be- 
dient, gezwungen ist, zur Vervollständigung noch die Worte „teil- 
weisen oder vollständigen Schadenersatz'^ aufzunehmen und so den 
Satz noch schleppender zu machen; denn Schadenersatz ist eben 
Ersatz des ganzen Schadens. Vor Allem möchte ich aber glauben, 
dass die eben gegebene Definition tiefer als die gebräuchliche in das 
Wesen der Versicherung eindringt. Nicht die Verpflichtung zum 
Ersatz des Schadens ist das dein Versicherungsvertrage eigentüm- 
liche, ihn charakterisirende Moment. Dass bei vielen Versicherungs- 



*) Vergl. Bodenheimer a. a. O. S. 40. 
') ev. pactum in utilitatem tertii. 
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zweigen die Verpflichtung des Versicherers durch den Umfang des 
Schadens begrenzt wird, ist eben nur ein Ausflus des in obiger De- 
finition enthaltenen Prinzips. Der Ersatz des Schadens wird als 
Maximum der zu erwartenden Leistung hingestellt, eben, um im 
Versicherten kein Interesse am Eintreten des Ereignisses aufkommen 
zu lassen. Als einen weitern Vorzug obiger Definition möchte ich 
es bezeichnen, dass sie keinen Zweifel darüber lässt, dass auch das 
lucrum cessans zum Gegenstande der Versicherung gemacht werden 
könne. ^) In gewisser Weise ist die gegebene Definition nur die ne- 
gative Fassung der von Cohn vertretenen Ansicht*), dass das In- 
teresse zum Massstab zu nehmen sei. Freilich hält Cohn nur das 
vermögensrechtliche Interesse für versicherbar, während ich glaube, 
dass ein Versicherungsvertrag so lange denkbar ist, als nicht ein 
(vermögensrechtliches) Interesse am Eintritt des Ereignisses beim 
Versicherten entsteht. Welche Art Interesse am Nichteintritt es aber 
hindert, dass ein Interesse am Eintritt aufkomme, halte ich fiir gleich- 
gültig. Direkt wendet sich die oben gegebene Begriffsbestimmung 
gegen die Theorie Endema^in'sy der im Versicherungsvertrag ein 
bedingtes Summenversprechen sieht. 

Wie sehr das morahsche Element mit dem Begriffe der Ver- 
sicherung verwoben ist, haben wir gesehen. Ein richtiger Instinkt 
bekundet sich schon in der Wahl des das Geschäft bezeichnen- 
den Wortes „Versicherung", „insurance", „assurance". Deutlich 
spricht sich hierin aus, dass die gewollten Wirkungen wesentlich 
psychischer Natur sind. Die Leistung, welche der Versicherungs- 
nehmer von dem Versicherer wünscht, ist nicht so fast Zahlung der 
Versicherungssumme als Gewährung der securitas. An der Zahlung 
der Versicherungssumme hat der Versicherungsnehmer kein Interesse, 
soll er keines haben. Es ist der Fall ähnhch, wie wenn A dem B 
als Bürgen den C stellt, der vielleicht zufäUig ein sehr lieber Freund 
des B ist. ^Ist die Zahlung der Hauptschuld die Leistung, welche 
B von C zu erhalten wünscht? Gewiss nicht; nur Gewährung der 
Sicherheit. Der Versicherungsnehmer betrachtet nicht sowol die 
Zahlung der Versicherungssumme als das Versprechen derselben. 



*) Übereinstimmend mit Art. 782 H. G. B. 

•) Ludwig Cohn, Der Versicherungsvertrag nach allgemeinen Rechts- 
prinzipien 1873. II. Kapitel. — Vergl. auch Bodenheimer a. a. O. S. 41. 
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welches ihm Sicherheit verschafft^ als Leistung des Versicherers. *) 
Wenn wir die eventuelle Auszahlung der Versicherungssumme als 
Gegenleistung auffassen wollten, so kämen wir zu dem unhaltbaren 
Resultate, dass keiner der Kontrahenten an der Gegenleistung ein 
Interesse hätte, was dem Wesen des Vertrages geradezu wider- 
spräche. Man wende nicht ein, dass man mit demselben Recht beim 
Spiel den Einsatz als Kaufpreis für die Hoffnung betrachten könne. 
Beim Spiel ist die Sache doch wesenthch anders; der Spieler hat 
immer ein Interesse am Eintritt des entscheidenden Ereignisses, für 
ihn ist die Zahlung des Gewinnes das einzige Motiv, den Vertrag ein- 
zugehen; wenn der Spieler nicht gewinnt, so hat er seinen Einsatz 
einfach verloren, ohne etwas dafür erhalten zu haben. Ganz anders 
beim Versicherten ; dieser erkauft sich in jedem Fall durch Zahlung 
der Prämie die Securitas. Ob die Securitas durch Versprechen des 
Schadenersatzes oder einer bestimmten Geldsumme gewährt wird, ist 
nur eine Frage von nebensächlicher Bedeutung, Jedenfalls hat der 
Vertrag für den Versicherten einen Nutzen; denn die Securitas ist 
kein leerer Schall. Dass sie unter Umständen sogar materielle Vor- 
teile stiften kann, sagt Males in folgender Stelle seiner oben citirten 
Abhandlung^): „Die Leistung des Versicherers beginnt sofort mit 
der Perfection des Vertrages, sie ist von Anfang an vorhanden, wenn 
es auch ungewiss ist, wie teuer dem Versicherer seine Leistung zu 
stehen kommen wird; und diese Leistung dauert fort und betätigt 
sich während der ganzen Dauer des Vertrages, auch wenn das be- 
fürchtete Ereignis niemals in die Erscheinung treten sollte. Unserer 
Ansicht nach ist es vollkommen unzutreffend, wenn man dagegen 
einwenden wollte, dies sei keine Leistung im juristischen Sinne des 
Wortes, keine Leistung von vermögensrechtlicher Bedeutung. Sie 
ist es vielmehr nach beiden Seiten hin; für den Versicherten, weil 
er geschützt ist vor der MögUchkeit des Unterganges seines der 
Gefahr ausgesetzten Vermögenswertes, mit geringeren Vermögens- 
kräften ausreicht und gerade um so viel reicher geworden ist, als 
es z. B. der Inhaber einer zweifelhaften Forderung wird, nachdem 
er ein gutes Unterpfand erhalten hat; — für den Versicherer, weil 



*) Dass diese Auffassung für den Lebensverslcherungsvertrag passt, werde 
ich weiter unten zeigen. 
*) S. 16. 
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er das Geld zum etwaigen Schadenersatze bereit halten muss und 
nicht fiir andere Zwecke verwenden kann, und weil dieses Geld an 
Kauffahigkeit gerade soviel verloren hat, als es durch die Möglich- 
keit des Eintritts des versicherten Ereignisses engagirt ist/' 

„Wer einer Leistung von .solcher Natur und Wirkung den 
vermögensrechtlichen Charakter bestreiten wollte, würde nur seine 
völlige Verkennung volkswirtschaftlicher Grundbegriffe an den Tag 
legen. FreiUch soll damit nicht gesagt sein, dass der Versicherte nicht 
ausserdem noch eine Leistung idealeren Inhalts empfange; denn die 
Abwälzung der Gefahr auf den Versicherer gibt ihm Freiheit und 
Unbefangenheit des Gemütes und damit erhöhte Fähigkeit, seine 
Geisteskräfte zu gebrauchen," 

Diese MaUs^sche Auffassung wird auch von H. Fick ^) gebilligt 
und ich glaube in der Tat, dass diese Ausfiihrungen evident dartun, 
dass der Versicherte in keinem Falle etwas riskirt, sondern dass er 
stets seine Gegenleistung erhält. Übrigens hat schon Laplace^) mit 
Rücksicht auf dies ^Moment in der Versicherung ausgesprochen, dass 
der Versicherte auch dann noch einen ganz guten Handel machen 
könne, wenn er mehr bezahle, als die Wahrscheinlichkeitsrechnung 
erfordere. 

Wenn wir aber annehmen, dass die eigentliche Leistung des 
Versicherers die Gewährung der Securitas sei, dann müssen wir die 
Einreihung des Versicherungsvertrages unter die gewagten Geschäfte, 
wie sie der code civil in Art. 1964 ^) und das allgem. bürg. Gesetz- 
buch § 1269*) annehmen, fiir unberechtigt erklären. Diese Ansicht 
hat übrigens auch in der Theorie^ihre Vertreter gefunden. ^) 



*) a. a. O. 8. 16. 

') Laplace. Essai philosophique sur les probabitit^s. 

') Le contrat aUatoire est une Convention reciproque, dont les effets^ quant 
aux avantages et anx pertes, soit pour toutes les parties, soit pour Tune ou 
plusieurs, dependent d'un ^venement incertain. Tels sont le contrat d'assurance 
— le pret k grosse aventure — le jeu et le pari — le contrat de rente viag^re. 

*) Glücksverträge sind : die Wette, das Spiel und das Loos ; alle über 
gehoffte Rechte oder über künftige, noch unbestimmte Sachen errichteten Kauf- 
Tind anderen Verträge ; ferner die Leibrenten ; die gesellschaftlichen Versorgungs- 
anstalten ; endlich die Versicherungs- und Bodmereiverträge. 

*) z. B. Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechtes III. Bd. 8. 363. ~ 
Windscheid a. a. O. § 420. No. 9; auch Thö'I, Handelsrecht. 
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Wenn wir aber mit Windscheid *) die gewagten Verträge dahin 
definiren, dass es diejenigen Verträge sind, welche es von einem 
Zufall abhängig machen, für welche der Parteien der Vertrag einen 
Vorteil, fiir welche er einen Nachteil zu Wege bringen soll, so ist 
es uns unmögUch, nach dem Gesagten den Versicherungsvertrag 
in dieser Kategorie unterzubringen. Denn der Versicherte zieht 
jedesfalls, mag nun der Zufall eintreten oder nicht, Vorteile aus dem 
Vertrage. Der Versicherer hat aber selbst im Falle, dass er die 
Summe oder den Schadenersatz zu zahlen hat, keine Nachteile zu 
gewärtigen; er hat die eventuelle Zahlung in seiner Berechnung be- 
rücksichtigt und die Vergütung dafür schon empfangen. Auch 
Hoffmann^) kommt, wenn gleich auf andenn Wege, zu dem hier 
gefundenen Resultate. Vertreten wird diese Auffassung des Ver- 
sicherungsvertrages auch von Adan% welcher sagt: ^Au jeu, le 
„gagnant ne donne rien ä la place de ce qu'il re5oit, tandisque le 
„contrat d'assurance anti-aleatoire dans son but se rapproche des 
„contrats commutatifs en ce que le preneur d'assurance achete la 
„securite que Tassureur lui vend, periculum pecunia aestimatur, le 
„joueur introduit Talea, le preneur d'assurance Telimine.** 

Bei einer Kapitalversicherung auf den Todesfall werden mit 
Recht dem Versicherten, der die Frist zur Prämienzahlung verstrei- 
chen lässt und so den Vertrag beendet, die gezahlten Prämien nicht 
vollständig herausgegeben. Der wahre Grund ist ebenso sehr, dass 
der Versicherte die Gegenleistung schon empfangen, Jahre lang die 
Sicherheit genossen hat, wie dass die Anstalt das Risiko wirklich 
übernommen hatte. Wenn man die Gegenleistung als eine blos psy- 
chische ansieht, so wird der Schein der Unbilligkeit, der auf einer 
so berechtigten Handlungsweise ruht, verschwinden. Nur aus einem 
völligen Übersehen dieses Gesichtspunktes lässt es sich erklären, wenn 
Hermann^) sagt: 

„Bei der Vieh-, Hagel-, Feuer-, Spiegelglas-, Hypotheken-, 
Land- und Seetransport- Versicherung sind die Fälle nicht ungewöhn- 
lich, dass einzelne Versicherte, ja selbst z. B. bei der Feuerversiche- 



') Windscheid a. a. O. § 322. 

') Hoffmann, Das Recht auf die Versicherungssumme bei Lebensversiche- 
rung zu Gunsten Dritter. Stuttgart 1880. § 3. S. 23. 

') Ädan. Etüde sur la nature du contrat d'assurance; p. 50. 
^) a. a. O. 8. 39. 
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rung, mehrere Generationen niemals in die Lage versetzt worden 
sind, ihre Prämien in Form von Entschädigungssummen wieder 
zurückzunehmen. Besonders in diesem letztern Falle lässt dasselbe 
Gerechtigkeitsgefühl ^), das bei der Lebensversicherung dem QOjährigen 
Greise die Einstellung der Zahlungen gestattet, einen ähnlichen Vor- 
gang wiinschenswerth erscheinen. Es sollte nämlich nach Ablauf 
einer angemessenen Zahl von Jahren, in welchen die Prämien bei 
derselben Versicherungsgesellschaft ununterbrochen und genau ent- 
richtet worden sind, dieser obHegen, das angesammelte Kapital zu 
Gunsten der Hausbesitzer bei irgend einer Sparkasse mit der Widmung 
zu deponiren, dass das Kapital nur in dem Falle eines Brandschadens 
an dem bestimmten Gebäude gekündet und an den Besitzer hinaus- 
gezahlt werden dürfe, dagegen die Zinsen an demselben unbedingt 
erfolgt werden sollten. AehnUches könnte mit Modifikationen auch 
bei der Vieh-, Hagel- und Hypothekenversicherung veranlasst werden." 

Ganz abgesehen von dem, was über das Wesen der Gegenleistung 
gesagt wurde, ganz abgesehen davon, dass der Versicherte sich ja 
freuen muss, wenn er nicht in die Lage gesetzt worden ist, seine 
Prämien in Form von Entschädigungssummen zurückzufordern, wäre 
doch hier zu fragen, woher das angesammelte Kapital kommen soll, 
da die Versicherung doch eine Verteilung der eingegangenen Prämien 
auf die vom Schicksal Getroffenen bezweckt. 

Wenn wir diese Auffassung auch auf den Lebensversicherungs- 
vertrag übertragen, also Leistung und Gegenleistung als in jedem 
Zeitabschnitt erfolgend ansehen, so entgehen wir auch der Schwierig- 
keit, mit der die Metiling^sche Ansicht zu kämpfen hat. Reuling^) 
nimmt an, dass eigentlich erst nach Abwicklung aller Verträge die 
Aufstellung eines Abschlusses . vorgenommen werden könne, da erst 
dann das Verhältniss von Leistung und Gegenleistung übersehen 
werden könne. Er würde zu dem Resultate kommen, dass eine 
Dividende erst nach dem Tode des Längstlebenden zur Verteilung 
kommen könnte, weil erst dann eine Übersicht über Geschäftsgewinn 
resp. Geschäftsverlust möghch sei. Ich will hier ganz davon ab- 
sehen, dass dieser Gedankengang schliesshch dazu führen würde. 



*) Die Erklärung dieses Gerechtigkeitsgefühles wird weiter unten zu 
geben sein. 

•) Reuling, Studien aus dem Gebiete des Lebensversicherungsrechts in 
GoldschmidfB Zeitschrift. Bd. XV. S. 341 ff, 
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die Bilanz jedes in Betrieb befindlichen Geschäftes fiir etwas Un- 
nützes zu erklären ; denn schwebende Geschäfte werden immer vor- 
handen sein und die Wahrscheinlichkeitsrechnung wird hier meist 
nicht einen so sichern Schluss auf das Ergebnis der schwebenden 
Geschäfte erlauben, wie es bei der Lebensversicherung der Fall ist. *) 
Es wäre zudem äusserst unbillig, Ausfiihrbarkeit einstweilen vor- 
ausgesetzt, wenn man als Aktionär einer auf sehr langen Bestand 
rechnenden Gesellschaft angewiesen wäre, abzuwarten, welches finan- 
zielle Ergebnis die Gesellschaft am Ende erreicht. Der Wille des 
Aktionärs ist ja nicht, sein Kapital der Gesellschaft, wie auch immer 
sie sein wird, anzuvertrauen. Er vertraut der Gesellschaft sein 
Kapital an, er beteiligt sich an der Gesellschaft wie sie gerade ist, 
sei es nun, dass er aus ihren Geschäftsberichten ersehen hat, dass 
sie in ihrem jetzigen Bestände gut fundirt ist, sei es, dass er auf 
die an der Spitze stehenden Persönlichkeiten ein besonderes Ver- 
trauen setzt. Er will einen Anspruch erwerben auf einen Teil ihres 
Gewinnes, wie er sich gerade in der laufenden Geschäftsperiode un^ 
nicht wie er für die ganze Zeit des Bestehens der Gesellschaft sich 
herausstellt. Gehen wir aber von der oben vertretenen Auffassung 
der Gegenleistung aus, so erscheint der jährhche Rechnungsabschluss 
nicht nur als berechtigt, sondern als allein mögUch. Der Leistung 
eines jeden Versicherten steht die Gegenleistung des Versicherers 
gegenüber; der Versicherer hat die Prämie verdient; denn er hat 
dem Versicherten die Securitas prästirt. In Übereinstimmung damit 
stellt sich auch der Abschluss einer Kapitalversicherung auf den 
Todesfall als ein Geschäft dar, das zunächst nur das securum facere 
fiir die einzelnen Zeitabschnitte zum Zwecke hat, dem Versicherer 
aber die Pflicht auferlegt, das Geschäft alle Jahre wieder einzugehen, 
so lange es dem andern Kontrahenten beliebt *). Es erscheinen dann 
auch die auf den gleichen Zweck in den einzelnen Zeitabschnitten 
hinzielenden Geschäfte Desjenigen, der jährliche Prämie zahlt und 
Desjenigen, der die gleichmässig normirte Prämie zahlt, als juristisch 
gleichartig. 

Ein Unterschied besteht allerdings, aber er wird erst durch 
das praktische Bedürfnis hineingetragen. 

*) Vergl. Ho ff mann a. a. O. S. 24. 

*) Fick a. a. O. S. 22. — Auch Predöhli lieber Lebensversicherung 
(Goldschmidfs Zeitschrift Bd. XXII). S.464, nimmt eine Zerlegung in Perioden vor. 
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III. Kapitel. 

Schadens- und Lebensyerslcherung, 

Ein grosser Scharfsinn ist in der letzten Zeit darauf verwendet 
worden, die innige Verbindung zwischen Schadens- und Lebensver- 
versicherung, die nun einmal in der Vorstellung aller nicht Rechts- 
gelehrten besteht, zu lockern, der Lebensversicherung überhaupt den 
Versicherungscharakter abzusprechen und diese beiden, der vulgären 
Anschauung nach so verwandten Arten von Rechtsgeschäften ganz 
verschiedenen Teilen des Systems zuzuweisen. ^) Dem gegenüber 
macht sich allerdings auch eine Ansicht in der Theorie geltend, 
welche das Moment der Schadensversicherung auch im Lebensver- 
sicherungsvertrag entdecken will. Diese Ansicht wird in den bereits 
zitirten Abhandlungen von Males, Reulhig und Predöhl vertreten; 
auch Adarif wenngleich im Übrigen seine Theorie mit derjenigen der 
vorgenannten nichts gemein hat, kommt schliesslich zu dem Resultat, 
den Lebensversicherungsvertrag für einen allerdings eigenartigen 
Schadensversicherungsvertrag zu halten.*) 

Nach meiner im vorigen Kapitel vertretenen Ansicht präjudizirt 
es dem Charakter des Lebensversicherungsvertrages als eines Ver- 
sicherungsvertrages gar nicht, wenn man die Verschiedenheit von 
Summen- und Schadensversicherung betont. Denn Summen- und 
Schadensversicherung sind eben Begriffe, die dem allgemeinen Be- 
griffe Versicherung untergeordnet sind. Sie stehen im Verhältnis von 
species und genus. Es ist ein Fehler, anzunehmen, der Begriff der 
Versicherung erschöpfe sich in der Sehadensversicherung. Die Folgen 
dieser Auffassung zeigt uns Ldband*B Abhandlung. Laband be- 
zeichnet es als seine Aufgabe, zu untersuchen, ob der Lebens- 
versicherung Assekuranz-Charakter zukomme. Er beginnt die Unter- 



*) Hinrichs. Die Lebensversicherung in Goldschij^idfa Zeitschrift, Bd. XX. 

— Laband a. a. O. — Hoff mann a. a. O. S. 3 ff. — Vergl. Thöl a. a. O. § 310. 

— Stobbe a, a. O. § 198. 

') Ädän a. a. O. S. 46: Enfin nous dirons: le contrat d^assurance en cas 
de d6c^ est nn contrat dHndemnit^ sui generis, 
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Buchung^): „Um zu einer befriedigenden Lösung der F^age zu 
gelangen, ist es vor Allem erforderlich, die juristische Charakteristik 
der Schadensversicherung, welche wir kurzweg Assekuranz nennen, 
möglichst scharf festzustellen." Nun greift er einzelne Attribute, die 
der Schadensversicherung zukommen, heraus, weist nach, dass sie 
bei der Lebensversicherung nicht vorkommen, und zieht daraus den 
Schluss, dass die Lebensversicherung keine Assekuranz ist ; er bewegt 
sich offenbar in einem circulus vitiosus, der richtige Schluss wäre 
gewesen, dass die Lebensversicherung nicht das sei, was er kurz- 
weg Assekuranz nenne. Klar ist, dass man mit derselben Logik 
beweisen kann, der Löwe gehöre nicht zu dem Geschlecht der Katzen, 
denn er zeigt nicht die Merkmale des Tigers. 

Um nun die „sprachliche BegrifFsbildung" zu erklären, sagt 
Laiband^ die auf dem erforderlichen Grossbetrieb beruhende Ähnlich- 
keit der Technik habe eine rein äusserliche Ähnlichkeit des Rechts- 
geschäftes bewirkt, wiewol fiir die juristische Betrachtung Lebens- 
versicherungs- und Schadensversicherungsvertrag etwas ganz Ver- 
schiedenes seien. Ich stehe auf dem entgegengesetzten Standpunkte, 
indem ich glaube, dass der beiden Geschäften zu Grunde liegende 
Gedanke derselbe ist, die Verschiedenheiten aber nur auf tech- 
nischem, durch das Bedürfnis veranlassten Modifikationen beruhen. 

Wer einen Versicherungsvertrag abschliesst, sei es eine Kapital- 
versicherung auf den Todesfall, sei es eine Feuerversicherung, 
der will sich durch Zahlung einer Prämie die Securitas erkaufen; 
Voraussetzung für den Abschluss ist eine Sorge, ein Interesse am 
Nichteintreten eines Ereignisses. Der Versicherungsvertrag stellt 
sich dar als eine emtio securitatis. Es könnte scheinen, ich hätte 
mich damit wieder auf den Standpunkt der alten Theorie der emtio 
venditio periculi gestellt^). Richtig halte ich diese Theorie insofern, 
als auch sie das Hauptgewicht auf den moralischen Charakter der 
Gegenleistung legt. Falsch formulirt ist die Theorie jedenfalls als 
emtio venditio periculi. Denn Derjenige, welcher das periculum ver- 
äussert, gibt ja auch das pretium, und Derjenige, der das periculum 
bekommt, erhält ja auch die Prämie, das pretium. Jene Formel 
wäre also mindestens in emtio venditio securitatis umzuändern. Aber 



*) Läband a. a. O. S. 2. 

') Ver^l. Hoff mann a, a. O, 8, 10, 
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diese Formel würde denn doch dem Wesen des Versicherungs- 
geschäftes nicht gerecht. Sie würde passen auf Denjenigen, der eine 
einzelne Versicherung übernimmt, denn dieser verkaUft um das^pre- 
tium seine eigene Securitas^). Aber, wie schon oben gesagt, liegt 
beim Grossbetrieb die Sache anders und der emtio securitatis steht 
keine venditio securitatis gegenüber ; das periculum ist verschwunden 
für den Unternehmer, eliminirt durch die Wahrscheinlichkeitsrechnung. 
Nicht ganz so gleichartig wie die Gegenleistung bei beiden 
Versicherungsarten, ist das Mittel, durch welches das securum 
facere erreicht wird. Bei den Schadenversicherungen , also den 
Versicherungen gegen Feuersgefahr, Hagelschlag, gegen Unfälle, 
die den Versicherten selbst bedrohen, wird der Gefährdete sicher 
gemacht dadurch, dass ihm ein Ausgleich des durch das Ereignis 
herbeigeführten Schadens, soweit er in vermögensrechtlicher Bezie- 
hung möglich ist, in Aussicht gestellt wird, also durch Versprechen 
des Schadenersatzes. Es darf aber nicht mehr versprochen werden, 
als der erweisliche Schaden beträgt, denn sonst würde die rechtliche 
Voraussetzung des ganzen Versicherungsvertrages ermangeln, dass an 
dem Eintreten des Ereignisses der Versicherte kein Interesse haben 
darf. Ein Versprechen, das den Schadenersatz übersteigt, „Schaden- 
ersatz und 1000" wiü'de ungültig sein ipso jure in Bezug auf die 
1000; denn der Beweggrund des Versicherten bei Abschluss des 
Versicherungsvertrages, ein Interesse am Nichteintritt des Ereignisses, 
darf nicht in das Gegenteil Interesse am Eintritt des Ereignisses ver- 
wandelt werden. Der Versicherer will nur mit Solchen kontrahiren, 
die den Eintritt des Ereignisses fürchten, nicht mit Solchen, die 
ihn erhoffen ; für Solche müsste er ganz andere Preise stellen. Dies 
wird vollkommen übersehen von Endemann^\ der die Versicherung 
schlechthin als ein bedingtes Summenversprechen erklärt. Indessen 
ist das Postulat, dass der Versicherte kein Interesse am Eintritt des 
Ereignisses haben dürfe, ^) nicht etwa blos eine kanonistische Schrulle, 
auch nicht ein ledighch rechtspolizeiHches Erfordernis für die Gül- 
tigkeit des Vertrages*); es ist für den Geschäftsbetrieb von grösster 



*) Ldband S. 23. 

') Endemann. Goldschmidfs Zeitschrift Bd. IX. 

•) Das der Beschränkung auf den Schadenersatas zu Grunde liegende Prinzip, 

*) Laband a. a. O, S. 5, Note, 
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Wichtigkeit und deshalb auch von sehr privatrechtlicher Natur. 
Endemami gelangt zu einer einheitlichen Auffassung des Versiche- 
rungsgeschäftes, indem er die beiden Versicherungsarten als bedingte 
Summenversprechen betrachtet. Daraus ergibt sich, dass auch bei 
Partialschäden die ganze Versicherungssumme vergütet werden müsste. 
Dagegen spricht aber, abgesehen von dem oft berührten Interesse- 
moment, der Umstand,* dass bei Berechnung der Prämie die war- 
scheinliche Intensität des zerstörenden Ereignisses in Betracht gezogen 
wurde *). Allerdings mag das oft in ungenügender Weise geschehen 
und wol zum gi-össten Teil mögen die horrenden Dividendenvertei- 
lungen der Versicherungsaktiengesellschaft^n (82 ^/o) auf diesen 
Umstand zurückzufuhren sein. Aber selbst wenn die Intensität 
des Ereignisses nicht als Faktor berücksichtigt würde, so wäre 
das Efidemami* sehe Verlangen, dass die ganze Summe auch bei 
Partialschäden ausbezahlt werden müsste, dem Wesen des Versiche- 
rungsvertrages nicht angemessen, weil darin ein Verstoss gegen die 
fundamentale Voraussetzung desselben Hegen würde. Wol aber wäre 
es in Anbetracht des Missverhältnisses zwischen Leistung des Ver- 
sicherers und des Versicherten am Platz, wenn bei jedem eintretenden 
Partialschaden eine Reduktion der Prämie fiir den Versicherten ein- 
träte, der Versicherte also ausser dem Schadensersatz einen dem 
Umfang des nicht eingetretenen Schadens entsprechenden Bruchteil 
der Prämie zurückerhielte. 

Wenn wir nun untersuchen wollen, welches Ergebnis die all- 
gemein entwickelten Prinzipien des Versicherungsvertrages in ihrer 
Anwendung speziell auf den Ijobensversicherungsvertrag liefern, so 
erscheint zweckmässig die Bildung von vier Kategorien: 

1) Ich versichere mein Leben, an dessen Erhaltung ich ein 
Interesse habe. 

2) Ich nehme Versicherung auf mein Leben, an dessen Erhal- 
tung ich kein Interesse habe. 

3) Ich nehme Versicherung auf das Leben eines Dritten, an 
dessen Erhaltung ich ein Interesse habe. 

4) Ich nehme Versicherung auf das Leben eines Dritten, an 
dessen Erhaltung ich kein Interesse habe. 



*) Gallus a. a. O. S, 15, 
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Zu der ersten Kategorie werden wol die meisten Lebensversiche- 
rungsverträge gehören. An der Gültigkeit dieser Verträge werden 
ernsthafte Zweifel jetzt wol kaum mehr bestehen. Dass die Versiche- 
rungssumme aber in jeder beUebigen Höhe festgesetzt werden kanu; 
erklärt sich daraus, dass der sich Versichernde nach einer höchst 
natürlichen Präsumption ein so hohes Interesse an der Erhaltung 
seines Lebens hat, dass dieses Interesse nicht durch ein beliebig 
hohes Summenversprechen in das umgekehrte verwandelt werden 
kann. 

Diese MögUchkeit, dass ich mein Leben zu einer viel hohem 
Summe als derjenigen, welche seinen wirthschaftlichen Werth angibt, 
versichern kann'), vermögen Diejenigen nicht zu erklären, die auch 
bei der Lebensversicherung die Versicherungssumme als eine Art 
von Schadensersatz auffassen. Es ist ja richtig, dass eine genaue 
Schätzung dieses Wertes (der Sparfähigkeit oder auch der Kapital 
bildenden Kraft einer Person) *) unmögUch ist, aber es gibt doch ein 
Maximum für diese Schätzung. Warum gibt es kein Maximum, das 
diesem entspräche, bei der Versicherungssumme?') Reboul sagt*): 
„L'assurance sur la vie entiere ne peut etre assimilee ä une assurance 
pure et simple. Elle se compose d^me assurance, garantie d'un 
risque, et d'un amortissement qui a pour resultat la formation d'un 
capital par annuites." Wie kommt es, dass die amortisirende Summe 
den zu amortisirenden Wert weit übersteigen kann? 

Es lässt sich übrigens auch ein Grund angeben, der die Art 
des Schadensersatzes, wie er bei den andern Versicherungen üblich 
ist, hier unpraktisch machen würde. Das eigentliche securum facere 
kann hier nur durch ein Summenversprechen erreicht werden. 
Der Versicherer will die meist durch seinen Tod in hülflose Lage 
geratenden FamiUenglieder sofort mit einem Kapital ausgerüstet wissen. 
Er kann nicht wünschen, dass dieselben erst etwa durch einen 
schwierigen Prozess darthun müssen, welcher Schade ihnen durch 
den Tod des Ernährers in Bezug auf das Vermögen erwachsen ist. 



») Vergl. § 1714 des privatrechtl. G. B. des Kts. Zürich. 

*) Der Versicherungsvertrag nach allgem. Rechtsprinzipien von L. Cohn 
1873. S. 16. 

') Das bei den Versicherungsanstalten übliche Maximum (vergl. Gothaer 
Statuten § 52) hat einen andern Grund. 

*) Moniteur des assurances^ t. I®', pag. 78. 
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Der Versicherte wird erst dadurch securus, dass die Seinen einen fast 
präzisirten Anspruch im Moment des Todes haben. 

Gegen die zweite Kategorie streitet die vorliin erwälmte Prä- 
sumption. Doch lassen sich immerhin Fälle denken ^ wo jemand 
Versicherung nimmt, ohne an Erhaltung seines Lebens Interesse zu 
haben. Beispielsweise es versichert sich jemand, der ein mit dem 
Tode bedrohtes Verbrechen, dessen Entdeckung bevorsteht, begangen 
hat ; es versichert sich jemand, in dem die selbstmörderische Absicht 
zum festen Entscldusse gereift ist. In solchen Fällen wi'u*de eine 
Versicherungsanstalt die Zahlung der Versicherungssumme ablehnen 
können, auch dann, wenn der Tod des Versicherten aus einer an- 
dern als der von ihm vorhergesehenen Ursache einträte, z. B. wenn 
er verunglückte ; selbstverständUch wird ein direkter Beweis für das 
Vorliegen eines solchen Falles vom Versicherer gefordert werden. 

Zu einer ganzen Reihe von Streitfragen gibt die Stellung der 
beiden letzten Kategorien im System Veranlassung. Wie ist die 
Grenze zwischen beiden Gruppen zu ziehen? Ist blos das pecuniäre 
Interesse massgebend oder kommt auch das Affektionsinteresse in 
Betracht? Oder ist vielleicht Interesse oder Nichtinteresse irre- 
levant für die Gültigkeit des Geschäfts, bedarf es keiner Scheidimg? 
Während nach unserer Definition ein Versicherungsvertrag, soweit 
er geeignet ist, in dem Versicherten ein Interesse am Eintritt des Er- 
eignisses zu erwecken, ipso jure ungi'ütig sein muss, findet sich 
neuerdings eine Ansicht in der Theorie vertreten, welche das Vor- 
handensein eines Interesses an der Erhaltung des Lebens nicht als 
ein durch die ganze Natur des Veiiirages gefordertes essentiale be- 
trachtet. Als Vertreter dieser Ansicht sind Hinrichs^ Bunyon^)y 
femer in gewissem Sinne auch PredöhV) zu nennen. In die Gesetz- 
gebung hat diese Auffassung noch nicht eindringen können, obwol 
auch hiezu schon ein Versuch gemacht wurde. In einem Entwürfe 
für Versicherungsrecht, den eine französische Juristenkonferenz — 
la Conference Mole-Toqueville — veranlasst und geprüft hat, lautet 



^) Hinrichs, Die Lebensversicherung. Zeitschrift für das gesamte Handels- 
recht, Bd. XX. S. 380—382. 

') Bunyon, The law of life insurance. S. 87: „the evidence of an insurable 
interest is not a matter of contract (unless expressly mentioned) but is required 
by public policy and the act of legislature.** 

•) Predöhl a. a, O. 8. 480 ff., worauf wir noch später zurückkommen, 
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Art. 6 folgendermassen : „On peut valablement faire une assurance 
en cas de deces sur la t^te d'un tiers, ä la conservation duquel on 
n'a pas d'interöt. On peut contracter T assurance meme ä l'insu et 
Sans le contentement de celui, dont la vie est assuree." Man kann 
wol sagen, dass dieser Versuch vereinzelt dasteht, im Ganzen halten 
Gesetzgebung sowol als Statuten unentwegt fest an dem Grundsatz, 
dass ein Interesse vorhanden sein muss, wenn ein giütiger Vertrag 
zu Stande kommen soll. Genau genommen, bringt uns schon eine 
sprachliche Betrachtung zur Anerkennung dieses essentiale. Wie kann 
sich Jemand versichern, se securum facere, der nicht vorher 'in ti- 
more, in einer Sorge gewesen ist? Allerdings ist es ganz richtig, 
wenn Hinrichs und Predöhl sagen, dass es kaum solcher gesetz- 
licher Beschränkung bedürfe, um das Eingehen von Versicherungen 
aus Spekulation zu verhindern, da die Vermeidvmg solcher Verträge 
im Interesse der Anstalten selber liege. Entschieden besser aber ist 
es, wenn der Staat auch in seinem Gesetze das Erfordernis des In- 
teresses aufstellt. — Dieses Verbot, Versicherungen ohne Interesse 
abzuschhessen, ist aber nicht, wie manchmal behauptet wird*), ledig- 
lich aus rechtspolizeiUchen Gründen hervorgegangen; „es könnte das 
Leben des Dritten von Seiten des Versicherungsnehmers unter Um- 
ständen gefährdet werden, um die Versicherungssumme früher zu 
erhalten"^). Das Verbot verdankt dem weit allgemeineren Prinzip, 
Spielschulden und Spielforderungen die rechtliche Anerkennung zu 
versagen, seine Entstehung; das Gesetz will eine Grenze ziehen 
zwischen Spiel und Versicherung. Der Staat am allerwenigsten will 
ein Spiel begünstigen, wo der Tod die Würfel wirft. Der Umstand, 
dass in vielen Fällen das Leben Desjenigen, dessen Tod dem Ver- 
sicherungsnehmer als Treffer erscheint, einer Gefalu* ausgesetzt sein 
würde, ist erst in zweiter Linie massgebend für das Verbot. Zweifellos 
ist es nach dem Gesagten und anerkannt von allen Gesetzgebungen, 
dass der Gläubiger eine Kapitalversicherung auf den Tod seines 
Schuldners nehmen kann. Das pekuniäre Interesse erachtet man 
allerseits als genügende Grundlage für einen Lebensversicherungs- 
vertrag. Wenn ein solches bestimmt begrenztes pekuniäres Interesse 



*) Hinrichs a. a. O. S. 379. — Labaud a. a. O. S. 5. — Predöhl a. a. 
O. S. 481. 

•) Stohhe a. a. O. 8. 366. 
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vorliegt, so haben wir eine vollständige Analogie zum Schadenver- 
sicherungsvertrage. Die Versicherungssumme stellt das Maximum 
des eventuell bei Eintritt des Ereignisses zu vergütenden Sehadens 
dar. Dieser Auffassung, die als notwendiger Schluss aus den oben 
erörterten Prinzipien der Versicherung folgt, huldigt auch Art. 897 
des Dresdener Entwurfs : „Nimmt jedoch ein Gläubiger seiner For- 
derung wegen eine Versicherung auf den Fall des Todes seines 
Schuldners, so darf die Versicherungssumme den Betrag dieser For- 
derung nicht übersteigen." Dasselbe hat fiir England eine Parla- 
mentsacte bestimmt (XTV. Georg III. C. 38).*) Der Grund dieser 
Bestimmungen ist, dass in einem solchen Fall sich die Höhe des 
Interesses genau angeben lässt. Sowie der Versicherte Aussicht hätte, 
mehr zu bekommen im Falle des Todes, als ihm geschuldet wird, 
so würde ein Interesse am Eintritt des Todes bei ihm wachgemfen 
werden und das soll nicht sein. Interessant ist es, wie Hinrichs^) 
gegen die hier vertretene Ansicht zu Felde zieht. Nachdem er ge- 
sagt hat, dass diese Begrenzung des Interesses durch die Höhe der 
Schuld scheinbar klar sei, wirft er eine Menge von Fragen auf, deren 
Unlösbarkeit er dann ohne Weiteres behauptet. Ich glaube indessen, 
dass man, wenn man die grossen Gesichtspunkte immer im Auge 
behält, wol zu greifbaren Resultaten gelangen kann. Sowie der 
Schuldner gezalJt hat, darf der Gläubiger keinen Versicherungsver- 
trag mehr eingehen ; der Versicherungsvertrag ist ebenso unwirksam, 
wie wenn ich .mein Haus gegen Feuer versichert hatte, während des 
Laufens der Versicherung aber jedes Interesse am Nichteintreten 
eines Brandes für mich aus irgend welchem Grunde weggefallen 
war. Eine Rückzahlung der entrichteten Prämien, wie sie Males 
verlangt, hätte hier ebenso wenig Sinn wie bei der Feuerversicherung. 
Der Versicherte hat als Gegenleistung fiir die Prämie die Securitas 
erhalten. Nähme man dies nicht an, so käme man zu dem nicht 
sehr natürlichen Ergebnis, dass ein Gläubiger, der sich seines Schuld- 
ners Lebensversicherungspolice cediren lässt, nicht besser steht wie 
ein Gläubiger, der seinen Schuldner selbst bei der Lebensversiche- 
rungsanstalt einkauft. Dass aber ausser der noch ausstehenden Schuld 



*) Heise und Cropp. Abhandlungen II. S. 612. No. 48. — Malss, Betrach- 
tungen. S. 60 flf. — Predöhl S. 482. a. a. O. No. 2. 
*) a. a. O. No. 43. 



— 31 - 

auch die Zinsen derselben in Ansatz kommen müssen^ ist nach dem 
oben Angeführten klar; denn so lange der Gläubiger beim Eintritt 
des Todes des Schuldners nicht mehr erhält, als wenn derselbe am 
Leben bleibt, hat er kein Interesse am Eintritt des Ereignisses. Die 
Höhe der Zinsen, die von der Versicherungsanstalt gefordert werden 
können, würde also sich nach der Höhe der vertragsmässigen Zinsen 
fiir die Schuld bemessen. Hier wird man vielleicht einwenden, dass 
doch ein Interesse des Versicherten am Eintritt des Todes des Schuld- 
ners wachgerufen wird durch die Aussicht auf die rasche Auszahlung 
des Xapitals samt Zinsen und den Wegfall der lästigen Verpflich- 
tung, jährlich Prämien zahlen zu müssen. Aber ist nicht etwa Alles 
bei der Feuerversicherung gerade so? Den Bedenken aber, welche 
sich aus dieser Betrachtung ergeben, kann die Praxis bei der Lebens- 
versicherung ebenso gut, wenn nicht noch besser, die Grundlage 
rauben, wenn sie eben keine Versicherungen zum vollen Wert der 
Forderung annimmt ; dann wird ein Interesse am Eintritt des Todes 
im Gläubiger nicht aufkommen können. Mit Ausbezahlung der Ver- 
sicherungssumme müssten die Klagen aus der Forderung gegen die 
Erben des Schuldners an die Anstalt übergehen; sonst würde die 
Versicherung leicht zu einer Bereicherung führen. Bei einer Gegen- 
seitigkeitsanstalt würde diese Cession auch auf gar keine Bedenken 
stossen; denn gerade in dieser Cession liegt eine weitere Verwirk- 
lichung des Prinzips der Ausgleichung. Bei den auf merkantilischen 
Gewinn abzielenden Anstalten würde aber wol bald die Konkurrenz 
zu einer entsprechenden Ermässigung der auf das Leben von Schuld- 
nern genommenen Versicherungen führen, so dass nicht alles aus 
solchen Forderungen eingetriebene Geld in der Aktionäre Taschen 
fliessen würde. Eine Versicherungsanstalt würde demnach bei ein- 
tretendem Tod des Schuldners zu zahlen haben: den noch aus- 
stehenden Kapitalbetrag der Schuld imd die Zinsen, femer bei der 
Kapitalversicherung auf den Todesfall auch noch den Bestandteil der 
Prämien, der nicht den Charakter einer Risikoprämie trägt und den 
die Gesellschaft daher nicht verdient hat; als Maximum der auszu- 
zahlenden Summe ist aber die festgestellte Versicherungssumme zu 
betrachten. Ausserdem wäre aber dem Versicherten, wenn die Ge- 
sellschaft in einem Zeitabschnitt gar keine Gefahr gelaufen ist, weil 
z. B. ein Stellvertreter die Schuld schon einkassirt hatte, ein Ristomo 
der Prämie zu gewähren, wie es bei der Seeversicherung in Brauch ist. 
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So wenig ein Zweifel besteht über die Zulässigkeit der Ver- 
sicherung auf das Leben eines Schuldners, so sehr verschieden 
wird die Frage beantwortet, ob auch ein Affektions-Interesse genüge 
zum Abschluss einer Veraicherung auf das Leben eines Dritten. 
Nicht nur in der Theorie, sondern auch in der Gesetzgebung finden 
sich die widersprechendsten Ansichten. Eine gesetzgeberische Rege- 
lung dieser Frage kämpft naturgemäss mit den grössten Schwierig- 
keiten, da einerseits der Beweis eines andern als eines pekuniären 
Interesses immer etwas Seltsames hat, anderseits man aber wol fiihlt, 
dass ein pekuniäres Interesse nicht notwendig zum Begriffe der Ver- 
sicherung gehört. So hat man denn auch in der Gesetzgebung bald 
eine Versicherung auf das Leben eines Dritten nur bei vorhandenem 
vermögensrechtlichem Interesse gestatten wollen, bald ist uian in das 
andere Extrem gefallen und hat von dem Erfordernis eines Interesses 
überhaupt Abstand genommen ; eine andere Ansicht suchte durch Auf- 
stellung gewisser Erfordernisse das Vorhandensein eines Interesses 
zu sichern ; man verlangte die Einwilligung Desjenigen, dessen Leben 
versichert wurde, oder man Hess die Versicherung auf das Leben 
eines Dritten zu nur unter Verwandten, indem man bei diesen ein hohes 
Interesse an der Erhaltung des Lebens präsumirte. Manche Gesetz- 
gebungen endlich sprechen nur aus, dass ein Interesse an der Er- 
haltung des versicherten Lebens Voraussetzung des Vertrages sei, 
ohne sich über die Natur dieses Interesses zu erklären, erkennen 
also impUcite die Möglichkeit auf ein Affektions-Interesse hin zu ver- 
sichern an. 

Vor Allem streng zu scheiden sind zwei verschiedene Prin- 
zipien, die oft miteinander-verwechselt worden sind, das rein polizei- 
liche und das moraUsche. Vom rein polizeilichen Standpunkt aus 
betrachtet, ist gegen Versicherungsverträge auf das Leben eines 
Dritten, an dessen Erhaltung wir gai* kein Interesse haben, nichts 
einzuwenden, vorausgesetzt, dass es dem Versichernden nicht möglich 
ist, den Tod des betreffenden Individuums herbeizuführen. Auf diesen 
Standpunkt stellte sich s. Z. der Entwurf eines H. G. B. für die 
preussischen Staaten. Artikel 380 lautet : Eltern, Kinder, Ehegatten 
oder Verlobte können das Leben ihrer Kinder, Eltern, des andern 
Ehegatten oder Verlobten versichern lassen. — Unter Kindern werden 
verstanden : alle ehelichen Nachkommen , sowie auch uneheliche 
Kinder, Adoptivkinder und Pflegekinder. — Ausser diesen Personen 
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kann Niemand auf das Leben eines Dritten ohne dessen Einwilligung 
Versicherung nehmen; ein Vertrag, welcher dieser Bestimmung zu- 
wider geschlossen ist, ist nichtig. Jedoch findet eine solche J5e- 
schränkung in dem Fall nicht statte wenn das Lehen des Dritten 
gegen eine Gefahr versichert tvird, auf deren Eintritt der Versiehe- 
rungsnehmer keinen Einfluss haben kann. Allerdings ist wol an- 
zunehmen, dass die letzte Bestimmung mehr theoretischen Erwä- 
gungen über die Natur des Lebensversicherungsvertrages ihre Ent- 
stehung verdankt als dem Rechtsgefiihl des Volkes, und mit dieser 
Schroffheit hat sich keine Gesetzgebung auf den rein polizeilichen 
Standpunkt gestellt, obwol Ubergangsformen sich nachweisen lassen. 
Interessant ist es jedenfalls, dass dieser rein polizeiliche Gesichtspunkt 
sich in keiner wirklich geltenden Gesetzgebung vertreten findet. Den 
Versuch, sich auch über die polizeilichen Bedenken hinwegzusetzen, 
welche dem Abschluss eines Vertrages auf das Leben eines Dritten 
entgegenstehen, wie er von einer französischen Juristenkonferenz 
in dem oben *) zitirten Artikel gemacht wurde, darf man wol als 
einen völlig verunglückten bezeichnen. Die bestehenden Gesetze 
gehen aber nicht blos von der Erwägung aus, dass eine Lebens- 
versicherung keine Gefahr für das versicherte Leben in sich tragen 
solle, sondern sie zielen auch darauf ab, die Unzulässigkeit des Spiels 
in der grausigen Lotterie zu statuiren. Freilich die Art, wie die 
Gesetzgebungen die Grenze zu ziehen suchen zwischen Versiche- 
rungsverträgen, die diesen Namen wirklich verdienen, und Spiel- 
verträgen, ist sehr verschieden. Das Wesentliche ist natüriich stets, 
dass sie ein Interesse verlangen an der Fortdauer des Lebens, auf 
welches die Versicherung genommen ist. Dies Prinzip ist nun aller- 
dings oft wieder durchlöchert worden. Man nahm z. B. an, dass 
Niemand zu einer Wettversicherung auf sein eigenes Leben die Ein- 
willigung geben werde und gestattete für den Fall der EinwiUigung 
eine Versicherung auch ohne Interesse. So tut es der Entwurf 
eines schweizerischen Handelsgesetzbuches ^), so tut es das unga- 



*) Siehe S. 29. 

*) Art. 344. Eine Todesversicherung, auf das Leben einer dritten Person 
gestellt, kann ohne Einwilligung dieser Person nur dann genommen werden, wenn 
der Versicherungsnehmer ein Interesse an dem Fortleben dieser dritten Person hat, 
und insbesondere vom Gläubiger auf das Leben seines Schuldners ohne dessen 
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rische Handelsgesetzbuch, wenn es in Artikel 499 sagt : „Eine Lebens- 
versicherung auf den Todesfall eines Dritten ist nur dann gültig, 
wenn dieselbe mit Einwilligung desselben oder seines gesetzUchen 
Vertretei's eingegangen wird, oder wenn der Kontrahent nachweist, 
dass das Am-Leben-bleiben des Versicherten sein Interesse berührt. 

Eine Ausnalune hievon findet hinsichtlich der Ehegatten, der 
Verwandten auf- und absteigender Linie und der Verlobten statt, 
welche ihr Leben unbedingt versichern können." 

Die Begründung dieser Bestimmung aus der menschlichen 
Natur ist indessen wol nicht zutreffend; denn Niemand wird 
läugnen, dass es Menschen gibt, die leichtsinnig und frivol genug 
sind, einem andern das Nehmen einer Polize auf ihr Leben zu ge- 
statten, besonders wenn der andere ihnen dafiir momentan Vorteile 
zu gewäliren bereit ist. Ebensowenig gerechtfertigt erscheint es, 
wenn manche Gesetzgebungen ohne weiters fiir ein bestimmtes ver- 
wandtschaftliches Verhältnis die Präsumption aufstellen, dass hier keine 
Wettassekuranzen vorkommen werden, indem in der nalien Verbin- 
dung mit dem Dritten eine Gewähr Hege, dass dem Versicherungs- 
nehmer an der Erhaltung des Lebens des Dritten mehr gelegen sein 
werde als an dem Gewinn der Versicherungssumme. ') Diese Prä- 
sumption findet sich im preussischen Landrecht*) und im ungarischen 
Handelsgesetzbuch®); sie war auch aufgenommen in den Entwurf 
eines H. G. B. fiir die preussischen Staaten. *) Indessen sowol bei der 
Berathung des bayrischen bürgerUchen Gesetzbuches als auch in der 
Dresdener Bundeskommission ^) machte sich in Bezug auf diesen 
Punkt eine mehr pessimistische Anschauung geltend und wol mit 
Recht ; man nahm an, dass in dem Bande der Verwandtschaft kein 



Einwilligung nur zur Sicherung seiner Schuldforderung. — Vergl. auch Motive 
hiezu von Munzinger in Malss. Zeitschr. Bd. I. S. 96. — 

Ein etwas anderes Prinzip stellt Art. 765 des Entwurfs für das schweizer. 
Obligationonrecht auf. 

*) Motive zum Entwurf eines H. G. B. für die preuss. Staaten. S. 210, 211. 

*) Eltern, Kinder, Ehegatten oder Verlobte können für eigene Rechnung- 
das Leben ihrer Kinder, Eltern, des andern Ehegatten oder Verlobten versichern. 

§ 1 792. Unter Kindern werden eheliche Descendenten in absteigeniler Linie 
überhaupt verstanden. 

•) Art. 499; s. oben. 

*) Art. 344; s. oben. 

*) Kübel a. a. O. S. 360 ff. 
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hinreichendes Sicherungsmittel gegen Lebensnachstellung liege. Es 
wird also damit ausgedrückt^ dass nicht einmal vom polizeilichen 
Standpunkt aus eine solche Bestimmung sich rechtfertigen lasse; 
wie viel weniger aber darf man glauben^ dass die verwandtschaft- 
Hche Verbindung genügen werde, um das Vorkommen von Wett- 
assekuranzen, die moralisch doch weit weniger verwerflich sind, voll- 
kommen zu verhüten. 

Ich glaube gezeigt zu haben, dass man mit Bestimmungen, 
aufgestellt nach dem Schema: „Es sind gestattet Versicherungen 
auf das Leben eines Dritten, 

1) wenn ein pekuniäres Interesse vorliegt, 

2) wenn der Dritte einwilligt, 

3) wenn der Versicherungsnehmer in einem bestimmten ver- 
wandtschaftlichen Verhältnisse zu dem Dritten steht" 

niemals den Forderungen der Moral wird gerecht werden. Man darf 
hier nicht generaHsiren. Es ist von Fall zu Fall zu entscheiden. 

Deshalb entspricht es wol den Verhältnissen, wenn ganz ein- 
fach fiir die Lebensversicherung das Prinzip aufgestellt wird, dass 
ein Interesse an der Erhaltung des versicherten Lebens beim Ver- 
sicherungsnehmer vorUegen muss, ein Interesse, über das nichts 
Näheres ausgesagt zu werden braucht. So bestimmt Art. 502 des 
holländischen Handelsgesetzbuches: „Das Leben von Jemand kann 
zuna Vorteile eines dabei Interessirten entweder fiir die ganze Lebens- 
zeit oder fiir eine vertragsmässig zu bestimmende Zeit versichert 
werden," Gleicherweise sagt § 1756 des Zürcher privatrechtlichen 
Gesetzbuches : „Der Versicherte kann die Versicherung auf sein ei- 
genes oder auf ein fi'emdes Leben abschhessen, letzteres aber nur, 
wenn der Versicherte ein Interesse an dem Fortleben der Person hat, 
auf welche die Versicherung abgestellt wird. Im entgegengesetzten 
Falle wird das Geschäft als ein Spielvertrag behandelt." *) Am Deut- 



') In den Erläuterungen zu diesem Artikel in Malss Zeitschrift Band I., 
S. 315, sagt BluntschH, der Rodaktor des Gesetzes : Ein Interesse am Fortleben 
der Person. Im Entwürfe hiess es: „ein verwandtschaftliches oder sonst ein 
näheres moralisches oder ökonomisches Interesse an dem Leben/ Der kürzere 
Ausdrnck) der zugleich das Interesse an der Fortdauer des Lebens schärfer betont, 
wurde vorgezogen. Wo dieses Interesse fehlt, da ist kein Schaden zu fürchten 
und keine Yei-sicherung nötig. Ohne dasselbe hätte die Lebensversicherung nur 
den Charakter einer gewagten Spekulation und könnte unter Umständen sogar 
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liebsten tritt das Grundprinzip der Versicherung wol da zu Tage, 
wo das Gesetz in negativer Wendung spricht und als lex perfecta 
erscheint. Hieher gehört das englische Gesetz ^) und vor Allem in 
seiner kurzen und bündigen Fassung der belgische Code de commerce 
T. XI, chap. in, art. 41, ad 3: ^L'assurance sur la vie d'un tiers est 
nulle, s'il est etabli que le contractant n'avait aucun inter^t ä Fexis- 
tence du tiers." Das Wesen dieses Interesses näher zu bestimmen, 
hat der Gesetzgeber nicht vergessen, wie Bodenheimer *) meint, son- 
dern er hat mit Bewusstsein dem Richter die Entscheidung, ob im 
speziellen Fall ein genügendes Interesse vorhanden sei, anheimstellen 
woUen : ^Finteröt dependra des circonstances de fait que les tribunaux 
seront appeles ä apprecier dans chaque cas particulier." *) Die Le- 
bensversicherungspraxis erkennt die Möglichkeit, eine Lebensver- 



gefährlich werden, indem sie dem Versicherten Kapitalmittel an die Hand gäbe, 
um das Leben der Person zu bedrohen, bei deren Tode sie die Versicherungs- 
summe zu fordern hätte. 

*) 14. Geo. 3. c. 38 : An act for regulating Insnrances upon Lives, and for 
probibiting alt such Insurances except in cases where the persons insuring shaU 
have an interest in the life or death of the persons insured. 

I.: Whereas it hath been found by experience that the mnking assuraiices 
on lives or other events wherein the assured shall have no interest, liath iutro- 
duced a mischievous kind of gaming; for remedy whereof be it exacted by tho 
King^s most excellent Majesty, by and with the advice and consent of the Lords 
Spiritual and Temporal and Commons, in the present Parliament assembled, and 
by the authority of the same, that from and after the passing of this act, no 
Insurance shall be made by any person or persons, bodies politic or corporate, 
on the life or lives of any person or persons, or on any other event or events 
whatsoever wherein the person or persons for whose use, benefit or on whose 
account such policy or policies shall be made, shall have no interest, or by way 
of gaming or wagering; and that every assurance contrary to the true intent and 
meaning hereof shall be null and void to all intents and purposes whatsoever. 

Interessant ist auch noch No. III derselben Parlnmentsakte : And be it 
further exacted. That in all cases when the insured hath interest in such life or 
lives, event or events, no greater sum shall be recovered or received from the 
insurer or insurers than the amonnt or value of the interest of the insured in 
such life or lives, or other event or events. 

*) a. a. O. S. 43. 

') Expos^ des motifs et proces verbaux des seances de la commission de 
revision des deux premier livres du Code de Commerce p. 380 ; in ganz ähnlichem 
Sinn spricht sich die gleichfalls bei Adan 8. 45 zitirte Stelle aus dem Berichte 
der vereinigten Kommissionen für Justiz und Finanz aus. 
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Sicherung auch aus einem andern als einem pekuniären Interesse 
einzugehen^ an. So heisst es in § 49 der Qothaer Statuten; „Bei 
Versicherungen auf das Leben eines Andern muss ausser den §§ 44 
bis 47 angegebenen Erfordernissen noch nachgewiesen werden, dass 
dem Antragsteller ein pekuniäres gder verwandtschaftliches Interesse 
an dem Leben, welches den Gegenstand der Versicherung ausmacht, 
z. B. wegen Schuldforderungen, Bürgschaft oder aus andern Grün- 
den, zusteht.^ Indessen würde dieser Umstand nicht für die aus- 
drückliche Bestimmung in Gesetzgebungen, dass auch aus Affections- 
interesse versichert werden könne, sprechen. Denn für die Versiche- 
rungsanstalt sind die Motive, aus welchen Versicherung genommen 
wird, also auch das Vorkommen von Wettassekuranzen ganz gleich- 
gültig, wenn nur durch die Motive des Versicherungsnehmers die 
Sterbenswahrscheinhchkeit des Gegenstandes der Versicherung nicht 
beeinflusst wird, keine Gefahr daraus für das versicherte Leben ent- 
steht Die Versicherungsanstalten betrachten die Sache genau eben- 
so wie diejenigen Gesetzgebungen, welche Bescliränkungen aus rein 
polizeiUchen Erwägungen aufnehmen. 

Die Ansicht, dass nicht nur ein rein vermögensrechthches In- 
teresse fähig sei, das Substrat der Lebensversicherung zu bilden, ist 
von Theoretikern vielfach angegriffen worden, so von CbAw,*) Bu- 
nyoUy^) wie auch von Laband,^) Doch hat immerhin auch in der 
Theorie die Zulässigkeit der Versicherung auf das Leben eines 
Dritten aus einem andern als einem pekuniären Interesse, welche 
nach meiner Auffassung eine einfache Consequenz des Versicherungs- 
begriflfs ist, ihre Verteidiger gefunden. Für sie haben sich ausge- 
sprochen Bluntschli und Beseler.*) Fick^) sagt: „Die Nachteile, 
die der Versicherte in Folge des Todesfalles fiirchtet und die durch 
die stipulirte Versicherungssumme aufgewogen werden sollen, können 
rein ideale (Schmerzen um den frühen Tod eines Freundes oder An- 
gehörigen) oder rein materielle (Verlust einer Forderung, einer Erb- 
anwartschaft, eines Alimentationsanspruches etc.) oder gemischte sein." 



>) a. a. O. 8. 26. 

•) a. a. 6. S. 13. 

») a. a. O. S. 5. N. 1. 

*) Deutsches Privatrecht § lU. 

») a. a. O. S. U, 
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Vor Allem wird aber die Zulässigkeit eines solchen Vertrages 
energisch vertreten von Adan *) : ^Nous pensons donc que Tinteröt 
ä couvrir par Tassurance sur la vie n'est pas exclusivement un in- 
teröt pecuniaire; un interöt moral base sur TafFection, la parente, 
peut suffire." — Sowol diese Stele Adan*s als der von ihm zitirte 
Ausspruch des amerikanischen Juristen Bliss,^) des Präsidenten des 
Gerichtshofs von Massachusets : „Wenn es schwierig ist, eine allge- 
meine Bestimmimg über Wesen und Kraft des versicherbaren In- 
teresses aufzustellen, so ist vorerst zu entscheiden die Frage : Ist der 
vorliegende Vertrag oder ist er nicht das Gegenteil eines Spiels mit 
dien Chancen des menschlichen Lebens?^ stehen vollkommen im Ein- 
klang mit dem, was ich im zweiten Kapitel über die Natur des 
Lebensvereicherungsvertrages gesagt habe. 

Hier ist wol der geeignete Ort, zu bemerken, dass ich mich 
durchweg der herkömmlichen Terminologie anschliesse und nicht der 
von Malss herrührenden, vielfach gebilligten Veränderung in -der- 
selben beistimme. Malss^) bezeichnet Denjenigen, der auf sein eigenes 
Leben Versicherung nimmt, als Versicherungsnehmer und polemisirt 
dagegen, dass man eine solche Person Versicherten nenne, indem 
diese Bezeichnung Demjenigen zukomme, der dereinst die Versiche- 
rungssumme erhalte. Indessen ist es sprachlich unbestreitbar richtig, 
Denjenigen, qui securus factus est, den Versicherten zu nennen. 
Ueberdies hat ja unser Participium passivi auch die Function des 
griechischen Particip Medii und bedeutet demzufolge auch Einen, der 
sich versichert hat. 

Vielfach^) hat man es als einen Hauptunterschied zwischen 
Lebensversicherung*) und den andern Versicherungsarten hinstellen 
wollen, dass bei einer Lebensversicherung von einer Gefahr nicht 
gesprochen werden könne, da eine Gefahr nur in etwas Ungewissem 
liegen könne, der Tod aber gewiss sei, die Versicherungssumme also 
bestimmt zur Auszahlung kommen müsse. Dieses Bedenken hat 
sogar die holländische Gesetzgebung und Gerichtspraxis veranlasst, 
Versicherungen auf die ganze Lebensdauer die Anerkennung zu ver- 

a. a. O. S. 46. 
') On life assnrance § 22. 
') a. a. O. S. 8. 

*) Stobbe a. a. O. S. 364. — Läband a. a. O. S. 12. — Hoff mann a. a. O. 
S. 7. — Hinrichs a. a. O. 8. 371. 

*) Natürlich der auf Lebenssseit. 
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sagen, wogegen jedoch die allgemein herrschende Rechtsanschauung 
durch Abänderung des betreffenden Art. 302 reagirte.^) 

Die UnerhebUchkeit des Bedenkens erhellt wol schon aus der 
Betrachtung, dass ich mir Ortschaften vorstfellen kann, in denen 
noch nie ein Haus an natürUcher Baufälligkeit zu Grunde gegangen 
ist, wo die Wahrscheinlichkeit, dass das Haus durch plötzliches Ein- 
wirken einer Naturkraft vernichtet wird, = 1 ist. Man könnte hier 
vielleicht an die am Vesuv liegenden Dörfer denken. Muss den Be- 
wohnern dieser Orte es nicht als eine Gefahr erscheinen, dass viel- 
leicht schon morgen sich der Lavastrom gegen sie herabwälzt? Ist 
es nicht eine Ungewissheit, dass das Ereignis heute, morgen oder 
vielleicht erst in hundert Jahren eintritt? Soll eine Versicherung, 
welche diese Leute abschliessen, begrifflich von einer andern Ver- 
sicherung verschieden sein? 

Es ist nicht recht ersichtUch, warum der „dies incertus quando" 
nicht genügen soll, um eine Gefahr zu statuiren. Genau ge- 
nommen, wird für die meisten Versicherungsnehmer die Ungewiss- 
heit über das „wann'^ und nicht die über das „ob" Beweggrund sein 
zum Abschluss der Versicherung. Es wird ihnen einerlei sein, ob 
das Ereignis überhaupt eintritt, wenn sie nur wüssten, dass es nicht 
eintritt, so lange als sie mit der versicherten Sache in irgend einer 
Beziehung stehen. Der Satz : „apres nous le deluge" ist der Wahl- 
spruch einer weit grösseren Anzahl von Menschen, als man gemeinig- 
lich annimmt. 

Oft hat man das Moment der Gefahr beim Lebensversiche- 
rungsvertrag in dem vorzeitig eintretenden Tode erblicken wollen. 2) 
Ich glaube, dass diese Auffassung nicht so vielen Widerspruch er- 
fahren hätte oder mit andern Argumenten bekämpft worden wäre, 
wenn man strict den Standpunkt des Versicherers und des Ver- 
sicherten geschieden hätte. 

Für den Versicherer gibt es überhaupt, wie ich zu zeigen ver- 
suchte, in denjenigen Versicherungszweigen, wo eine genaue Statistik 
möglich ist, bei einem hinreichend grossen Versicherungsbestande kein 
Risiko, da dies eliminirt wird. Die Versicherungsanstalt hat in den 
Mortalitätstafeln ein Surrogat der Wirklichkeit, auf das sie, wie 

*) Vergl. hierüber Mittermaier in Goklschmidfa Zeitschrift Bd. XXII., 
S. 199 ff; auch Motive des preuss. H. G. B.-Entwurfs S. 209. 
•) So MalsSy Lichtenfels und Cohn a. a. 0. 
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Hinrichs nachgewiesen hat, wol vertrauen kann. In der Wirklich- 
keit aber gibt es keine Gefahr. Jedes Ereignis ist begründet durch 
den Causalnexus. Jedes Ereignis muss eintreten; es ist nicht mög- 
Uch; dass es eintritt oder nicht eintritt. Nach der Moi*taUtätstafel, 
welche ein Abbild des wirklich Geschehenen ist und, wie die Erfah- 
rung gezeigt hat, eine zuverlässige Antizipation des Zukünftigen,^) 
gibt es keine Vorzeitigkeit, Die Berechnungen der Versicherungs- 
anstalten operiren niemals mit einem Durchschnittsalter,, niemals mit 
Vorzeitigkeit des Todes. 

Wol eldstirt aber eine Gefahr in der Vorstellung des Einzel- 
nen. Während wir in der Statistik die Schicksale der Gesamtheit 
antizipiren, gibt dieselbe uns direkt keinen Aufschluss über die Zeit, 
wo bei dem Einzelnen das Ereignis eintritt. Die Zahlen der Sta- 
tistik erwecken aber im Einzelnen eine gegründete Hoflnung, das 
Durchschnittsalter, welches allerdings nur eine Abstraktion ist, zu 
erreichen ; dieser Hoffnung steht eine Gegenvorstellung, die Furcht, 
gegenüber, dieses Alter nicht zu erreichen; der vorzeitige Tod wird 
als Gefahr empfunden, wogegen der Tod, der nach diesem Termin 
eintritt, den man als Durchschnittsalter bezeichnet, nicht so erscheint. 
Dabei ist nun allerdings schon vorläufig zu bemerken, dass dieses 
Durchschnittsalter eben mit jedem Momente, den wir leben, weiter 
hinausrückt. 

Es liegt ja unzweifelhaft ein Unterschied darin, ob die Wahr- 
scheinlichkeit, dass die Versicherungssumme wird ausbezahlt werden 
müssen, gleich Eins oder gleich einem kleinen Bruche ist ; das macht 
aber nur einen Unterschied für die Prämienberechnung, nicht für 
den Charakter des Geschäftes. Wenn Laband a. a. 0, S. 13 sagt: 
„Die Prämien sind für den Versicherten nicht verloren oder von ihm 
konsumirt, sondern für ihn erspart,'^ und das als ein Merkmal der 
Lebensversicherung hinstellt, so ist hiegegen zu sagen, dass vom 
Standpunkt Laband^s, der die Gegenleistung nicht als eine morahsche 
auffasst, dies nicht richtig ist; denn Einer, der sein Leben vom 
15. Jahre an versichert hatte und nun im 90. Jahre steht, hat etwa 
nur ein Drittel der eingezahlten Prämien zu erwarten, nur so viel 
von seinen Prämien ist für ihn erspart; das Andere ist einfach ver- 
loren. Laband erblickt einen Hauptunterschied der Lebensversiche- 



*) Vgl. Hinrichs ». a. O. S. 346. — Hoffmann ft, a. 0. S. 22, N, 4?, 
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rung von andern Versicherungsarten darin^ dass sie eine positive 
Vermehrung des vorhandenen Kapitals zu Wege bringe, während 
die übrigen nur eine Ausgleichung bewirkten. Indessen sind Aus- 
gleichung und positive Kapitalvermehrung, letzteres freilich überhaupt 
nur in beschränktem Masse, Ziele, nach welchen sämtliche Ver- 
sicherungsarten tendiren. Alle vermitteln eine Ausgleichung zwischen 
den Ereparnissen, welche ein sorglicher Hausvater fiir den Fall des 
Eintrittes eines gewissen Ereignisses macht; die bei einer Lebens- 
versicherungsanstalt Versicherten würden doch auch, wenn sie nicht 
bei einer Lebensversicherung wären, einen Sparpfennig für ihren 
Todesfall anzusammeln suchen und die positive Kapitalvermehrung, 
welche in diesem Trieb der Menschen ihren Grund hat, ist nicht 
durch den Abschluss von Versicherungen auf den Todesfall bedingt. 
Im Gegenteil, vielleicht würde in manchen Fällen ein grösseres Ka- 
pital zui'ückgelegt werden, wenn nicht die Lebensversicherungsanstalt 
von vorneherein Auszahlung eines bestimmten Kapitals in Aussicht 
stellen könnte. Von einer positiven Kapitalvermehrung kann man 
aber bei allen Versicherungsarten in dem Sinne sprechen, dass eben 
durch den Abschluss von Versicherungen eine geregelte Spartätig- 
keit hervorgerufen wird, welche für die Kapitalansammlung günstig 
wirkt, dass in der für die Prämienentrichtung gesetzten Frist ein 
Sporn zum Sparen hegt. 

Man hat gesagt, charakteristisch sei es fiir die Lebensversiche- 
rung, dass der Einzelne sich selbst das Kapital bilden müsse. Dies 
ist aber einfach Folge der WahrscheinUchkeitsrechnung. ') In einer 
Lebensversicherung hat im Durchschnitt der Versicherte ein Eintel 
der Versicherungssumme einzubezahlen, weil die Wahrscheinlichkeit, 
*das8 das Ereignis, an welches die Auszahlung derselben geknüpft ist, 
eintritt, gleich Eins ist; bei einer Feuerversicherungsanstalt hat der 
Einzelne vorausgesetzt, dass die Wahrscheinhchkeit fiir ein Haus, 
überhaupt einmal abzubrennen, gleich ein Viertel ist, nur ein Viertel 
der Summe durch seine eigenen Beiträge zu bilden. Dies kann man 
sich so verdeutlichen. Aus einem grossen Versicherungsbestande 
einer Feuerversicherungsanstalt, fiir den die obige Wahrscheinlichkeit 



') Ist indessen nicht einmal ganz richtig, da die Fälle, wo wegen Selbst- 
mord, Tod im Duell etc. eine Auszahlung der Versicherungssumme stattfindet, gar 
plQht berücksichtigt sindt 
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zutrifft, kann ich mir je vier Häuser verschiedener Besitzer heraus- 
nehmen und mir diesen Komplex, frtr den dann die Wahrscheinlich- 
keit eines Brandschadens gleich Eins wird, als Einheit denken. Auf 
diese Weise stellt sich dann der ganze Bestand der Anstalt als eine 
Summe solcher Komplexe dar, von denen jeder mit der Wahrschein- 
lichkeit Eins, also mit Gewissheit, einen Schaden haben wird, und 
die Aufgabe hat, aus eigenen Ersparnissen die Versicherungssumme 
zu bilden J) 

Die Grundged^anken des Lebensversicherungsvertrages sind 
also identisch mit denen der Schadensversicherung. Indessen lässt 
sich nicht verkennen, das% zu dem eigentlichen Versicherungsver- 
trag, wie er bei der Versicherung auf kurze Zeit uns vorliegt, in 
der ungleich häufigeren Versicherung auf Lebenszeit sich ein Ele- 
ment gesellt hat, zu dessen Erklärung der blosse Assekuranzgedanke 
nicht genügt, die Prämienreserve. Diese Modifikation des Vertrages 
legt dem theoretischen Verständnis des rechtlichen Charakters grosse 
Schwierigkeiten in den Weg und Manche sind der Ansicht, das Ju- 
ristische des Geschäftes werde in seiner Totalität durch Einmischung 
dieses Elementes beeinflusst, während Andere die Prämienreserve zur 
Grundlage eines zweiten mit dem Versicherungsvertrage verbundenen 
Vertrages machen. Der erstem Auffassung huldigt Hmrichs, wel- 
cher, von wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausgehend, die Kapital- 
versicherung auf den Todesfall als etwas durchaus Einheitliches auf- 
fasst, als eine reine Sparkassenunternehmung. Er perhoiTcszirt jeden 
Gedanken an eine Verwandtschaft zwischen Lebens- und Schadens- 
versicherung. Indessen hat schon Predöhl darauf auftnerksam ge- 
macht, dass der Charakter der Lebensversicherungsanstalt als eines 
gemeinsamen Sparunternehmens einen prinzipiellen Unterschied von 
der Schadensversicherung nicht involvire. Vielmehr müssen die Be- 
trachtungen, welche Hinrichs ftu* die Lebensversicherung anstellt^ 
konsequent auch bei den andern Versicherungszweigen zu der An- 
nahme führen, dass auch sie nichts Anderes als gemeinsame Spar- 
untemehmen sind. Als einen Beweis, dass der Tod nicht als ein 
gefährliches Ereignis angesehen werden könne, fiihrt Hinrichs^) an, 
dass man eventuell die Auszahlung der Versicherungssumme auch 



') Aehnlich Predöhl a. a. O. S. 452. 
«) n. a. O. S. 373. 
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schon auf das 70. oder ein beliebiges anderes Lebensjahr ausbedingen 
könne (natüriich gegen entsprechende Erhöhung der Prämie). Ge- 
rade aus der Stellung einer solchen Alternative aber lässt sich leicht 
die Ansicht des Versicherungsnehmers erkennen, der das Aufhören 
der Erwerbstätigkeit als eine Gefahr betrachtet, gegen die er die 
Seinen oder auch sich schützen will. Als den wundesten Punkt in 
der ganzen Aufstellung Hinrichs^ möchte ich es aber bezeichnen, 
das er in Konsequenz seiner Ansieht jede Verwandtschaft zwischen 
Lebensversicherungen auf bestimmte Zeit und auf Lebensdauer läug- 
nen muss*). In der Ersteren erbKckt er eine vollkommene Analogie 
zur Schadensversicherung. Obwol ich nach dem oben Gesagten den 
Versicherungsbegriff nicht auf solche Geschäfte beschränke, wo es 
sich um Ersatz eines Schadens handelt, so ist es vom Standpunkt 
Hinrichs* doch ein Widerspruch, wenn er bei der Lebensversiche- 
rung auf bestimmte Zeit das seines Erachtens notwendige Requisit 
eines Schadens als vorhanden annimmt^), bei der Versicherung auf 
Lebensdauer aber die Möghchkeit eines Schadens, der durch den 
Tod herbeigefiihrt werden könnte, in Abrede stellt**). Ueberhaupt 
ist es aber doch als auffallend zu bezeichnen, dass ganz dasselbe 
Resultat mit genau denselben Mitteln bei der einen oder bei der 
andern Versicherungsmethode erreicht werden kann. Beispielsweise, 
es versichert Jemand sein Leben fiir 1000 Mk. auf die Zeit von 
10 Jahren durch jährliche Zahlung bei einer Anstalt. Kann er nicht 



*) a. a. O. 8. 377. 

*) a. ft. O. S. 378. Dass man im Todesfall nicht Schaden oder Interesse 
zu ermitteln sucht, rechtfertigt sich vollständig daraus, dass das Leben eines 
Menschen und das Interesse daran seiner Natur nach unschätzbar ist und dass 
die Yersicherungssumme, welche beide Teile vereinbart und damit zugleich zum 
Massstabe für die Prämie gemacht haben, nach objektiv gegebenen Kriterien 
überhaupt nicht rednzirt werden kann, weil es an solchen fehlt. 

•) a. a. O. S. 374. Die herkömmlichen Darstellungen machen in keiner 
Weise klar, wiefern der Tod einer Person einen Schaden herbeiführe, um dessen 
Ersatz es sich handeln könne. Man sagt wol, der Tod sei eine Gefahr, weil er eine 
Störung materieller Interessen nach sich zu ziehen pflege ; Objekt der Versicherung 
sei das rechtliche Interesse am Leben der Versicherten, sie solle und dürfe nur 
die vermögensrechtliche Kraft des Letztern gewährleisten und dgl. m. Wer aber 
ist der Beschädigte? Der Versicherte, der den Tod erlitt? Man müsste dies an- 
nehmen, denn nur sein Leben war versichert und nur er war aus dem Vertrage 
berechtigt; der Tod hat ihn aber der Sphäre entzogen, innerhalb deren von Scha- 
den überhaupt die Rede sein kann. 
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etwa dieselbe Sicherheit mit demselben Gelde sich verschaffen, wenn 
er sich bei einer Anstalt auf Lebensdauer bei jährlicher Zahlung für 
1000 Mk. einkauft und nach Ablauf von 10 Jahren seine Polize 
rückkauft (prinzipiell ist ja die ganze Reserve als Rückkaufswert der 
Polize anzusehen). Die von Hinrichs aufgestellte Meinung deckt 
sich in mancher Beziehung mit der von Thol^) und LdbandP) ver- 
tretenen Ansicht. Die Ansichten Dieser scheinen mir wol für das 
Verständnis des Versicherungsvertrages in Bezug auf die Gesamt- 
heit von Nutzen, für die Erkenntnis des Geschäftes, das der Ver- 
sicherer zu machen beabsichtigt ; wenig brauchbar erachte ich sie für 
die Beurteilung des einzelnen Vertrages, der rechtlichen Stellung des 
Versicherten^). Thöl und Laband führen das Geschäft auf die Grund- 
form des verzinsUchen Dai'lehens zurück. Diese Auffassung ist be- 
rechtigt fiir die Betrachtung des Geschäftes im Ganzen nach der 
durch Erfi'illung aller Verträge herbeigeführten Beendigung. Prin- 
zipiell muss die Gesamtheit der Versicherten, nachdem die Anstalt 
aufgehört hat zu bestehen, das Eingezahlte wieder ausgezahlt er- j 

halten haben und zwar mit Zinsen. Dass die Gesamtheit aller Ver- 
sicherten aber schliessUch ebenso viel herausbekommt, wie sie ein- 
zahlt, das ist durchaus nicht charakteristisch für die Lebensversiche- 
rung. Dasselbe geschieht bei jeder gut geleiteten Schadensversiche- 
rung auf Gegenseitigkeit. Auch hier werden nicht nur die einge- 
zalilten Beiträge in Form von Versicherungssummen an die einzelnen 
Versicherten zurückgeflossen sein, sondern auch die aus Anlage der 
verschiedenen Fonds erzielten, gewiss oft nicht unerhebliclien Zinsen. 
Unbrauchbar erscheint die Thöl-Laband* sehe Ansicht uns dann, 
wenn wir den Betrieb der Lebensversicherungsanstalt in einem be- 
liebigen Jahre, nur nicht im ersten des Bestehens, betrachten. La- 
band*) nimmt an, jeder Versicherte habe einen AnspiTich auf Re- 

ThöL Das Handelsrecht § 310. 

•) Vgl. Thöl. Zusätze und Berichtigungen. 6. Aufl. Handelsrecht 1879. 

') Die Abhandlung von Hinrichs macht überhaupt keinen Anspruch darauf^ 
über die rechtliche Natur des einzelnen Vertrages Aufschluss zu geben. Vom 
Standpunkt des einzelnen Versicherungsnehmers sind die Prämien jedenfalls nicht 
„ganz und gar Spareinlagen*'. Denn dieser weiss, dass der, zu dessen Gunsten 
die Versicherung genommen wurde, nicht gerade den Betrag der von ihm ein- 
gezahlten Prämien mit Zinsen erhalten wird, sondern mehr oder weniger je nach 
der Zeit seines Todes. — Stohhe a. a. O. § 198, No. 2. — Hoffmann i^. *, O. S. 28, 

*) a. a. O. S. 30, 
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sdtution eines Durchschmttsanteils an Kapital und Zins. Sehen wir, 
wohin wir bei dieser Auffassung kommen. In einem vertraglichen 
Verhältnis zur Anstalt stehen im 20. Geschäftsjahr alle diejenigen 
Versicherungsnehmer, welche in diesem Jahre noch leben. Mit den 
früher Verstorbenen ist die Obhgation durch Erfüllung aufgehoben. 
Wenn die Gesamtheit der jetzt Lebenden aber in einem Darlehens- 
verhältnis zur Anstalt steht, dann müssen alle von diesen jetzt lebenden 
Versicherten von jeher eingezahlten Prämien das dargeliehene Kapital, 
das Gesamtkapital bilden. Die Summe aller dieser Prämien mit 
Zins und Zinseszins muss in dem Jahresbericht als Passivum er- 
scheinen. Aus dem Umstände, dfiss dies nicht der Fall ist, dass kaum 
die Hälfte dieses Betrages den einzelnen Veraicherten gutgeschrieben 
ist und unter den Fonds der Gesellschaft erscheint, geht zur Evi- 
denz hervor, dass ein Darlehensgeschäft zwischen der Anstalt und 
den einzelnen Versicherten nicht vorliegt. Da«s in der That aber 
die Reserve bei den Lebensversicherungsanstalten eine Ansammlung 
von Spareinlagen ist, das will ich nicht bestreiten. Ich glaube aber, 
dass dieses Sparkassengeschäft, dies Banquiergeschäft, nur einen Teil 
des Lebensversicherungsgeschäftes bildet und zwar gerade nicht den 
wesentlichen. 

Dass aber auf den einzelnen Vertrag zwischen der Versiche- 
rungsanstalt und dem Versicherten die Kategorie des Darlehens un- 
anwendbar ist, wurde schon hervorgehoben. Zum Begriffe des 
Darlehens gehört, dass ich ebensoviel zurückbekomme, als ich ge- 
geben habe. Dies trifft nun gewiss bei dem Versicherungsvertrage 
nicht zu. Sowie man aber von Durchschnittsdarlehen spricht, gesteht 
man eben ein, dass man den Vertrag im Zusammenhang mit andern 
Verträgen, vielmehr als einen Bestandteil des die Gesamtheit um- 
fassenden Vertrages betrachtet, mit andern Worten, dass die betref- 
fende Theorie über den Charakter des Einzelgeschäftes einen Auf- 
schluss nicht zu geben vermag. 

Mehr leistet für die Erkenntnis auch des einzelnen Vertrages 
die von Males in scharfsinnigster Weise begründete, von Reuling 
und Predöhl bedeutend vervollkommnete Theorie von der Doppel- 
natur der Prämie. Malss sagt ^) : „Bei der Lebensversicherung sind 



*) a. a. O. S. 27. — Vgl. Malss, Die Lebensversicherung. Abhandlung 
in Heiner Zeitschrift, Bd. II. S. 229. 
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in der jährlichen Leistang des Versicherten zwei Elemente zu 
unterscheiden, das eine ist der Kapital bildende Beitrag, das andere 
ist das Äquivalent für die von dem Versicherer zu übernehmende 
Gefahr, dass die Lebensdauer des Versicherten nicht ausreiche, um 
aus seinen Beiträgen das gewünschte Kapital zu bilden.^ An einer 
andern SteUe sagt er, dass die Risiko-Prämie entrichtet werde fi'u* 
den Fall, dass der Tod eines Menschen abweichend von seiner wahr- 
scheinlichen Lebensdauer eintritt. Gerade in der Hereinbringung 
der wahrscheinlichen I^ebensdauer und des vorzeitigen Todes hegt 
die Schwäche der Malss^schcn Aufstellung, durch welche die Rich- 
tigkeit des Grundgedankens, Scheidung zweier Bestandteile in der 
Prämie, in den Hintergrund gedrängt wurde. So konnte gegen die 
Mal88*»che Ansicht ganz richtig eingewendet werden von JJinrichs *), 
dass der Versicherte, der die Gefahr des vorzeitigen Absterbens über- 
standen hätte, offenbar nur noch Anspruch auf die Reserve seiner Ver- 
sicherung haben könne. Indessen ist ja auch von vorzeitigem Tod, von 
wahrscheinlicher Lebensdauer bei der Prämienberechnung gar keine 
Rede, und gerade hier müsste ja jedesfalls, wenn die Malss^sche 
Meinung richtig wäre, mit ihnen operirt werden. Der richtigen 
Ansicht wäre Males wol näher gekommen, wenn er darauf aufmerk- 
sam gemacht worden wäre, dass in jedem Jahre der Termin der 
walirscheinlichen Lebensdauer ein anderer ist. Infolge dessen tritt 
in jedem Jahre eine neue Risiko-Prämie auf und eigentlich ist die 
Kapitalversicherung auf den Todesfall kein einheitliches Geschäft^ 
sondern eine Summe von Geschäften. 

Übrigens glaube ich, indem ich Hinrichs *) beipflichte, dass die 
Ungenauigkeit der Mortalitäts tafeln nicht der Grund ist, weshalb eine 
Risiko-Prämie erhoben wird. Es scheint mir ganz verkehrt, wenn 
PredöJil^) den Assekuranz-Charakter der Lebensversicherung, den 
Ginind der Erhebung einer Risikoprämie, in der Ungewissheit, ob 
die Mortalitätstafeln zutrefibn, in der Ungewissheit, ob der der 
Prämienberechnung zu Grunde gelegte Zinsfuss erreicht wird, er- 
blickt. In diesen Ungewissheiten liegt das von Laband sehr be- 
zeichnend so genannte ^kaufmännische Risiko" ; zur Deckung dieses 



*) a. a. O. 8. 372. No. 36. 
«) a. a. O. S. 346. 
•) a. a. O. S. 448 flf. 
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Risikos trägt die Prämie des Versicherten nichts bei. Sehr deutlich 
zeigt sich dies im Geschäftsbetrieb der Versicherungsaktiengesell- 
schaften^ wo dieses „kaufmännische" „Spekulationsrisiko" von den 
Aktionären getragen wird. Je nachdem die in diesen Ungewiss- 
heiten liegenden Q-efahren sich verwirklichen oder nicht, hat die 
Gesellschaft Gewinn oder Verlust. Predöhl sagt : „Nehmen wir an, 
dass die MortaUtätstabellen im entsprechenden Personenkreise mit 
absoluter Sicherheit einträfen. Alsdann könnte vielleicht derselbe 
Zweck, dem augenblicklich die Lebensversicherung dient, in sehr 
viel einfachei'er Form und ohne auf die verzweigten streitigen Rechts- 
sätze der Versicherung zurückzugreifen, befriedigt werden." Ich 
glaube hingegen, dass ein Versicherungsbestandteil in der Prämie 
auch dann zur Erhebung gelangen müsste, wenn die ilortalitfits- 
tafeln die Absterbeordnung mit absoluter Sicherheit wiedergeben 
würden. Denn auch in diesem Fall würde flir den Einzelnen das 
incertum quando in Bezug auf die ganze Versichcrungszeit, das 
incertum an für die einzelne Versicherungsperiode nicht verschwinden. 
— Weitere Betrachtungen über die Mal88*»chey bezw. PredöhVsche 
Ansicht können sich naturgemäss erst einer Erörterung über Grund 
und Entstehung, sowie juristische Natur der Prämienreserve an- 
schliessen; denn die Theorien jener Autoren ergeben sich aus ihrer 
Auffassung der Prämienreserve. 



IV. Kapitel. 



Natur der Prämienreserve, 

Wie bereits früher erwähnt, wird vielfach die Versicherung mit 
wechselnder Prämie als etwas Grundverschiedenes von der Versiche- 
rung mit gleichbleibender Prämie betrachtet *). Ich halte die letztere 
blos für eine den Bedürfnissen des Lebens angepasste Modifikation 
der erstem. Höchst unangenehm würde es für den Einzelnen sein, 
einen Versicherungsvertrag abzuscliliessen, wo die Prämien, nach dem 



*) z. B. Hinnchs a. a. O. 8. 377. — Stobhe a. a. O. S. 364, No. 7. 
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jeweiligen Risiko fiir jedes Jahr bemessen würden *). Denn abgesehen 
davon, dass es vorteilhafter für die Büdgetaufstellung eines jeden 
geordneten Haushaltes ist, wenn Posten von gleicher Höhe in jedem 
Jahi' einzutragen sind, so würde bei dieser Art der Versicherung 
der Versicherte, wenn er ein höheres Alter erreicht, rapid wachsende 
Lasten auf sich zu nehmen haben'). 

So hätte er z. B., wenn ,wir die SterbUchkeitstafeL der 17 eng- 
Uschen Qesellschaften und einen Zinsfuss von Sy« 7® annehmen, 
im 100. Jahre j^öo ^^^ Versicherungssumme zu zahlen. Einen der- 
artigen Versicherungsvertrag abzuschliessen , würde fiir den Ver- 
sicherten um so unbequemer sein als ja gerade bei zunehmendem 
Alter die Erwerbskraft eine geringere ist. Die mit einer solchen 
Versicherungsmethode verbundenen Übelstände hat man vermieden, 
indem man einheithche Prämien berechnet hat, die also im Anfang 
höher, im spätem Alter niedriger sind als die für das betreffende Jahr 
nach dem gewöhnlichen System ermittelten Risiko-Prämien. Dieses 
Mehr, dieser Uberschuss wird zurückgelegt. 

Bei der Aufstellung der Formel gehen wir von der in der 
Theorie allgemein üblichen Fiktion aus, dass die Versicherungssumme 
immer gerade am Ende des betreffenden Jahres auszuzahlen sei. Diese 
Fiktion vereinfacht die Betrachtung sehr, ohne ihre Allgemeinheit zu 
beeinträchtigen. P^, möge im Folgenden immer die gleichbleibende 
Prämie bezeichnen, welche die Gesellschaft von einem im ajten Lebens- 
jahre Eintretenden verlangt; sei p^ aber der aus der Gleichung^) 

2?a; = * 7 — — - . d , 1 gefundene Wert fiir die Risikoprämie, die 

eine für das Kapital 1 versicherte Person (in jedem Lebensjahr 



*) W. von Lichtenfels. Über einige Fragen des Binnenversicherungs- 
rechtes. S. 25. 

*) W, Gallus, Die Zins- und Prämienrechnung. S. 87. Diese Form der 
Prämien-Erhebung bat praktisch gar keine Verwertung gefunden, da sie für das 
höhere Alter unerschwingliche Lasten auferlegt. 

') Das Risiko, welches dem Versicherer im einzelnen Jahre durch den 
einzelnen Versicherten erwächst, drückt sich aus durch das Produkt der Wahr- 
scheinlicbkeit, mit welcher die Versicherungssumme wird ausgezahlt werden müssen, 
d. i. der Sterbenswabrscbeinlicbkeit in die diskontirte Versicherungssumme. Be- 
zeichnet man mit Ix die Zahl Derjenigen, welche nach einer gewissen Mortalitäts- 
tafel im a^ten Lebensjahre leben, mit Jx -^^ i die Zahl der im 0? -|~ -^ ^^^ Lebens- 
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verschieden) zu entrichten hat. Dieses p:^ lässt sich bei Zugrunde- 
legung einer bestimmten Mortalitätstafel ^) und eines bestimmten 
Zinsfusses ein fiir allemal fiir jedes Jahr ausrechnen, das Produkt 
aus dem nach obiger Gleichung ermittelten p^ und der eventuell 
auszuzahlenden Versicherungssunmie ist dann das rechnungsmässige 
Äquivalent für das Risiko, welches die Gesellschaft bei Versicherung 
des x-jährigen auf ein Jahr auf sich nimmt. Unter Reserve verstehen 
wir denjenigen Teil der Prämieneinzahlungen, der sich bildet aus 
Admassirung und Verzinsung desjenigen Prämienbestandteiles, der 
in jedem Jahr zu viel bezahlt wird, d. h. der nicht als Bezahlung 
fiir das von der Gesellschaft übernommene Risiko erscheint, der 
den Wert des „p^; mal Risikosumme" übersteigt. ^) ReSa: be- 

deutet die Summe alles desjenigen, was ein Versicherter, der im xten 
Lebensjahre eingetreten ist, im Laufe von n Jahren zu viel d. i. 
über das Äquivalent des verursachten Risiko's hinaus an den Ver- 
sicherer geleistet hat. ReSx würde demnach dasjenige bezeichnen, 

1 

was der Versicherte, der mit x Jahren eingetreten ist, dem Versicherer 
nach einem Jahre zu viel geleistet hat. Den einen Teil der Prämie 
muss man als Äquivalent betrachten für die vom Versicherer über- 
nommene Gefahr, diesen hat der Versicherer verdient mit dem Mo- 
mente der Eingehung des Vertrages; was darüber hinaus in dem 
P^ geleistet worden ist, darauf hat er kein Anrecht, das schreibt er 
folgerichtig dem Versicherten gut. 

Stirbt nun der Versicherte im ersten Jahre oder vielmehr, 
. wie stets fingirt wird, am Ende des ersten Jahres, so hat die Ver- 



jähre lebenden, so wird die Sterbenswahrscheinlichkeit für das xte Lebensjahr 
dargestellt durch den Quotienten ^ " ^ + _ ^ 

ix 

Zu diskontiren ist die Versicherungssumme, weil sie annahmegemäss am 
Ende des Jahres erst zur Auszahlung gelangt, während die Prämie am Anfang 

des Jahres zu entrichten ist ; diesem Umstand trägt in der Formel Rechnung der 

100 
Discontirungsfactor d, der beim Zinsfuss n bekanntlich sich darstellt als ?öo~jr~- 

*) Vgl. Karup: Theoretisches Handbuch der Lebensversicherung, II. pag. 
96 ff. — Gallus a. a. O. S. 69. 

*) Mck a. a. O. S. 22. — Rademacher in Malss' Zeitschrift für Ver- 
sicherungsrecht. Bd. I. S. 37. — Lichtenfels a. a. O. S. 25. — Weitere Literatur- 
nachweise in grosser Anzahl bei Ädan a. a. O. S. 15 ff. 
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sicherimgsanstalt die durch den Vertrag festgesetzte Summe aus 
eigenen Mitteln herauszuzahlen mit Ausnahme dessen, was sie bereits 
von dem Versicherten in Händen hat, ohne dass es doch verdient 
wäre. Ihr Risiko erstreckt sich also auf die Versicherungssumme, 
vermindert um die vorhandene Reserve, es besteht die Gleichung 

1) Risiko = p^ (l - Bes^ \ 

Die Reserve ist aber gemäss der Definition = eingezahlte Prämie 
P^ — wirkhch getragenem Risiko; die Differenz ist noch mit dem 
Aufeinsungsfaktor a = 1,04 oder l,o35 oder l,os (je nachdem der 
Prämienberechnimg ein Zinsfuss von 4 ®/o, 3*/« V*? ^ V® ^^ Grunde 
gelegt ist) zu vermehren, da sie am Anfang des Jahres zu viel 
einbezahlt wurde, bis zum Ende des Jahres sich also um ihre Zinsen 
vermehrt hat. Unter Berücksichtigung der Gleichung 1) erhalten 
wir folglich fiir die Reserve nach Ablauf des ersten Versicherungs- 
Jahres die Formel 

2) Bes^ = [P, -Px(l- Res^ )] a. 

Hieraus lässt sich, da P, und pji bekannte Grössen, Res^ leicht finden. 

1 
Unter Anwendung desselben Gedankenganges sehen wir, dass für 

ein zweites Jahr die Reserve sich ergiebt aus der Gleichung 

Die Reserve am Ende des zweiten Jahres setzt sich zusammen aus 
dem, was als Reserve noch vom ersten Jahre her vorhanden ist 
und dem, was im Anfang des zweiten Jahres über das Risiko des 
zweiten Jahres hinaus geleistet worden ist. Der erste Posten ist 

ReSx ; der zweite Posten ist P^e — jp, ^ i /^l — Res» \ Diese Summe 

ist aber noch um ihre einjährigen Zinsen zu vermehren. Wir haben 
daher am Ende des zweiten Jahres als Reserve in Händen des 
Versicherers : 

j Px — jP« + 1 (l — R^Sx \ + ReSx I a. 

Auf diese Weise lässt sich die Reserve fiir jedes einzelne Ver- 
sicherungsrjahr berechnen aus der jährlichen sich gleich bleibenden 
Prämie P^., dem gleichfalls, wie oben dargesteUt, leiclit berechenbaren 
variabeln p imd der Reserve des vorhergehenden Jahres. Für die 
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Beziehungen zwischen diesen Grössen ist massgebend die allgemeine 
Gleichung 

Res^ = iReSa^ + P^ - jp^r + « - i /l - ReS:, \\ a. 
Bringen wir in dieser Gleichung die Unbekannte ReS:g auf eine Seite, 

N 

SO haben wir 

Eesx + Px — px ■\- n - 1 

3) Resx = —-] a. 

Diese Gleichung ist aber, wie sich ergibt, wenn man für px ^ n -x 
den Ausdruck ^ "^ **y"" -^— . d . 1 einführt und einige Um- 

tx ■{- n — 1 

formungen vornimmt, identisch mit der von Lebensversicherungs- 
technikem*) aufgestellten Formel 

4) ReSa^ = "^IT" \^^^^ + P* — Po: + n - i] ö. 
n ^ I. »—1 J 

Abgesehen davon, dass die hier gegebene Entwicklung der Prä- 
mienreserve vielleicht leichter verständhch als die sonst übliche, 

weil sie die Erörterung der Entstehung des Quotienten ^ "^ " " ^ 

vermeidet ^), scheint sie mir für das juristische Verständnis der Prä- 
mienreserve mehr zu leisten als die sonst von den Mathematikern 
beliebte, während sie rechnerisch, wie bemerkt, das nämliche Resultat 
liefert^). Die vorstehende Entwicklung lässt keinen Gedanken an ein 
Gesammteigentum - aller Versicherten an der Präsmienreserve auf- 
kommen, indem die Prämienreserve sich-ledigUch aus eigenen Beiträgen 
des Versicherten zusammensetzt und nicht aiich durch Anwachsen von 
Teilen der Prämienreserve verstorbener Versicherter, wie Geyer be- 
merkt, sich vermehrt. Es ist doch jedesfalls eine naturgemässe An- 
nahme, dass in der Versicherungssumme die Prämienreserve des ver- 
storbenen Versicherten zunächst zur Auszahlung gelangt und erst, *so- 

*) Gallus a. a. O. S. 107. — Ph. Geye7\ Die Lebensversicherung in 
Deutschland und ihre jetzige Eegelung, S. 33. 

*) Dieser Quotient ist z. B. nicht verstanden von Elster» Die Lebens- 
versicherung in Deutschland. S. 54. No. 1. 

') Die Berechnungsweise der Mathematiker geht von ganz anderen Er- 
wägungen aus. Der Mathematiker fragt sich : Wie viel Kapital muss bei der 
Gewinnverteilung zurückbehalten werden, damit die Gesellschaft in jedem Augen- 
blick solvent sei. Er diskontirt den Wert der erwartungsgemässen Einnahmen 
'und Ausgaben. Die Differenz beider Werte ist das Reserve- oder Deckungskapital. 
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weit diese nicht ausreicht^ die Prämieneinzahlungen der andern Versi- 
cherten dazu verwendet werden. Diese Auffassung scheint mir juristisch 
bedeutsamer als diejenige Oeyer'ß, welche arithmetisch auf dasselbe hin- 
ausläuft; dass nämlich die Versicherungssumme sich aus Beiträgen aller 
Versicherten zusammensetze und die freigewordene Prämienreserve 
des Verstorbenen sich auf sie verteile. Hierin liegt sicher ein Umweg. 
Durch die Ansammlung der Prämienreserve aber wird ver- 
hindert; dass das wahre Risiko der Gesellschaft je über das^ was 
jedes Jahr ihr durch den Versicherten zufiiesst; d. h. die jedes Jahr 
zahlbare Prämie P;g und die Zinsen der angesammelten Prämien- 
reserve, hinausgeht. Vielmehr ergibt sich in jedem Jahr ein kleiner 
Uberschuss, der dem angesammelten Kapital noch zuzuschlagen ist *). 
Der Einfluss, den das ständige Steigen des jp^ auf die wahre Risiko- 
Prämie hat, wird paralysirt durch das immerwährende Schwinden 
der wahren Risiko-Summe des Versicherers. Je grösser das Kapital 
ist, das er von dem Versicherten in Händen hält, desto weniger 
riskirt er, selbst zur Ergänzung darauf legen zu müssen. Die Prä- 
mienreserve ist, wenn wir von den oben erwähnten Grundlagen der 
Berechnung (englische Tafel) ausgehen, im 99. Lebensjahr zu einer 
solchen Höhe angewachsen, dass der Versicherer im betreffenden 
Jahr, sowie er die Prämie für dasselbe erhalten, gar kein Risiko 
mehr trägt, denn die einfache Verzinsung des Angesammelten ge- 
nügt, um am Ende des 99. Lebensjahres, wo nach der Annahme 
der Tafel der Versicherte mit der Wahrscheinlichkeit 1 stirbt, das 
Kapital hinauszahlen zu können. Es ist also nicht etwa eine be- 
sondere Coulanz, wenn der Versicherer nun, auch wenn der Ver- 
sicherte noch leben sollte, die volle Versicherungssumme zahlt*); 
jede weitere Prämienannahme von seiner Seite würde, streng ge- 
nommen, sogar unter den Gesichtspunkt des furtum fallen, bewusste 
Annahme eines indebitum. Wo kein Risiko mehr vorhanden ist, da 

^) Dies wird von allen Denen übersehen, welche in der Prämienreserve nur 
antizipirte Risikoprämie erblicken (Hopf, Beckj Karupy LicfUenfels u. a.). Dies 
ist allerdings anders, wenn die gleichbleibenden Prämien für einen längern Zeit- 
raum berechnet sind, an dessen Endtermin der Versicherte eventuell noch lebt 
und infolge dessen die Versicherungssumme gar nicht ausgezahlt zu werden braucht. 
Vgl. Fick a. a. O. S. 23. 

*) Die Anstalten zahlen die Summe aus am Ende desjenigen Jahres, welches 
nach der ihrer Prämienberechnung zu Grunde liegenden Mortalitätstafel die Grenze 
des menschlichen Lebens bildet. 
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fehlt es an einer Voraussetzung des Vertrages. Am Ende des Jahres, 
in welchem nach der Mortalitätstafel das versicherte Leben erlischt, 
muss der Versicherer die Versicherungssumme herausgeben*, denn 
seine Nettoprämien sind niedriger und höher bemessen, je nachdem 
er in seine Rechnung noch nach diesem Jahr erwartungsgemäss 
zahlbare Prämien einfuhrt oder nicht. 

l)ie Prämienreserve, welche sich in der angegebenen Weise 
aus den successiven Einlagen der einzelnen Versicherten bildet, ist 
zwar nicht Eigentum des Versicherten, wie Elster meint *), aber sie 
ist ein auf Grund eines im Versicherungsvertrag enthaltenen Spar- 
cassavertrages entstandenes Guthaben und kann erforderlichenfalls 
mit einer condictio^) herausverlangt werden. Es handelt sich bei 
diesem Guthaben nicht lediglich um „eine Buchung auf innern 
Conten" *). Die Versicherungsanstalten haben die doppelte Natur 
der von ihnen abgeschlossenen Verträge wol erkannt. Sowol die 
mathematische als die kaufmännische Seite ihres Betriebes werden 
nach den entwickelten Grundsätzen dirigirt. Der Mathematiker 
trennt auf Grund seiner Berechnungen die Einheitsprämie P^; in ihre 
wahren Bestandteile, die Risikoprämie und die zu reservirende Spar- 
einlage. Der Kaufmann erblickt in der Prämienreserve eine Forde- 
rung des Versicherten an die Gesellschaft und es ist keine leere 
FormaUtät, wenn dieselbe bei der Bilanz unter den Passiven figurirt. 
Konsequent aber ist auch die Auszahlimg der Versicherungssumme 
als die Erfüllung zweier verschiedener Verträge anzusehen, als die 
Erfüllung eines Sparcassavertrages — dem Versicherten wird seine 
Reserve zurückbezahlt — und die eines wahren Versicherungsver- 
trages — es wird die Reserve zur Höhe der Versicherungssumme 
ergänzt. Die Jurisprudenz hätte nun gewiss die Aufgabe gehabt, die 
rechtUchen Konsequenzen aus dieser Zweiteilung zu ziehen. Es 
wäre ihre Aufgabe gewesen, diejenigen Konsequenzen, welche die 
Praxis bereits aus ihr gezogen hat, auf ihren juristischen Wert jind 
Gehalt hin zu prüfen. Statt dessen hat sie in ihnen lediglich den 
Ausfluss der bona fides, welche beim Versicherungsvertrag obwalten 
soll, erblickt und sich lange gescheut, den einheitlichen Charakter 
der Kapitalversicherung auf den Todesfall mit gleichbleibender Prä- 
mie zu bezweifeln. Sie stützt sich dabei auf die vulgäre An- 



i 



*) a. a. O. S. 55. — *) Vgl. Fick a. a. O. S. 25. — ') Hinrichs a. a. O. S. 356. 
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fehlt es an einer Voraussetzung de« Vertrages. Am Ende des Jahres, 
in welchem nach der Mortalitätstafel das versicherte Leben erlischt, 
muss der Versicherer die VerBicherungssumme herausgeben; denn 
seine Nettoprämien sind niedriger und höher bemeaaen, je nachdem 
er in seine Rechnung noch nach diesem Jahr erwartungsgemäss 
zahlbare Prämien dofuhrt oder nicht, 

Ttie Prämienreserve, welche sich in der angegebenen Weise 
aus den successiven Einlagen der einzelnen Versicherten bildet, ist 
zwar nicht Eigentum de« Versicherten, wie Elster meint '), aber sie 
ist ein auf Grund eines im VersiehemngBvertrag enthaltepen Spar- 
cassavertmges entstandenes Guthaben und kann erforderlichenfalls 
mit einer condictio*) berausverlangt werden. Es handelt sich bei 
diesem Guthaben nicht lediglich um „eine Buchung auf innem 
Conten" ■), Die Venticherungsanstaltcn haben die doppelte Natur 
der von ihnen abgeschlossenen Verträge wol erkannt. Howol die 
mathematische als die kaufmännische Seite ihres Betriebes werden 
nach den entwickelten Grundtiätzcn dirigirt. Der Mathematiker 
trennt auf Grund seiner Berechnungen die Einheitsprämie F^ in ihre 
■wahren Bestandteile, die Uisikoprämie und die zu reservirende Spar- 
einlage, Der Kaufmann erblickt in der Prämienreserve eine Forde- 
rung de« Versicherten an die Gesellschaft und es ist keine leere 
Formalität, wenn dieselbe bei der Bilanz unter den Passiven figurirt. 
Konsequent aber ist auch die Auszahlung der Versicherungssumme 
als die Erfüllung zweier verschiedener Verträge anzusehen, als die 
Erfüllung eines Sparcassavertrages — dem Versicherten wird seine 
Jteserve zurlickbezahlt — und die eines wahren Versicherungsver- 
trages — e» "''■'^ ^i" R^ßi^« z""" Höhe der Versicherungssumme 
..»»ii^t Die Jurisprudenz hätte nun gewias die Aufgabe gehabt, die 

lg zu ziehen. Es 
lenzen, welche die 
istiachen Wert jind 
ihnen lediglich den 
gsvertrag obwalten 
eitlichen Charakter 
eichbleibender Prä- 
die vulgäre An- 

Knrichs a. a. O. S. 35G. 
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weit diese nicht ausreicht, die Främieneinzahlungen der andern Versi- 
cherten dazu verwendet werden. Diese AufiEiEussung scheint mir juristisch 
bedeutsamer als diejenige Oeyer's, welche arithmetisch auf dasselbe hin- 
ausläuft; dass nämlich die Versicherungssumme sich aus Beiträgen aller 
Versicherten zusammensetze und die ireigewordene Prämienreserve 
des Verstorbenen sich auf sie verteile. Hierin liegt sicher ein Umweg. 
Durch die Ansammlung der Prämienreserve aber wird ver- 
hindert, dass das wahre Risiko der Gesellschaft je über das, was 
jedes Jahr ihr durch den Versicherten zufliesst, d. h. die jedes Jahr 
zahlbare Prämie P^. und die Zinsen der angesammelten Prämien- 
reserve, hinausgeht. Vielmehr ergibt sich in jedem Jahr ein kleiner 
Uberschuss, der dem angesammelten Kapital noch zuzuschlagen ist *). 
Der Einfluss, den das ständige Steigen des px auf die wahre Risiko- 
Prämie hat, wird paralysirt durch das immerwährende Schwinden 
der wahren Risiko-Summe des Versicherers. Je grösser das Kapital 
ist, das er von dem Versicherten in Händen hält, desto weniger 
riskirt er, selbst zur Ergänzung darauf legen zu müssen. Die Prä- 
mienreserve ist, wenn wir von den oben erwähnten Grundlagen der 
Berechnung (englische Tafel) ausgehen, im 99. Lebensjahr zu einer 
solchen Höhe angewachsen, dass der Versicherer im betreffenden 
Jahr, sowie er die Prämie für dasselbe erhalten, gar kein Risiko 
mehr trägt, denn die einfache Verzinsung des Angesammelten ge- 
nügt, um am Ende des 99. Lebensjahres, wo nach der Annahme 
der Tafel der Versicherte mit der Wahrscheinlichkeit 1 stirbt, das 
Kapital hinauszahlen zu können. Es ist also nicht etwa eine be- 
sondere Coulanz, wenn der Versicherer nun, auch wenn der Ver- 
sicherte noch leben sollte, die volle Versicherungssumme zahlt ^); 
jede weitere Prämienannahme von seiner Seite würde, streng ge- 
nommen, sogar unter den Gesichtspunkt des furtum fallen, bewusste 
Annahme eines indebitum. Wo kein Risiko mehr vorhanden ist, da 

*) Dies wird von allen Denen übersehen, welche in der Prämienreserve nur 
antizipirte Risikoprämie erblicken {Hopf, Beck, Karup, Lichtenfels u. a.). Dies 
ist allerdings anders, wenn die gleichbleibenden Prämien für einen längern Zeit- 
raum berechnet sind, an dessen Endtermin der Versicherte eventuell noch lebt 
und infolge dessen die Versicherungssumme gar nicht ausgezahlt zu werden braucht. 
Vgl. Fick a. a. O. S. 23. 

*) Die Anstalten zahlen die Summe aus am Ende desjenigen Jahres, welches 
nach der ihrer Prämienberechnung zu Grunde liegenden Mortalitätstafel die Grenze 
des menschlichen Lebens bildet. 
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fehlt es an einer Voraussetzung des Vertrages. Am Ende des Jahres, 
in welchem nach der MortaUtätstafel das versicherte Leben erlischt, 
muss der Versicherer die Versicherungssumme herausgeben; denn 
seine Nettoprämien sind niedriger und höher bemessen, je nachdem 
er in seine Rechnung noch nach diesem Jahr erwartungsgemäss 
zahlbare Prämien einßihrt oder nicht. 

Die Prämienreserve, welche sich in der angegebenen Weise 
aus den successiven Einlagen der einzelnen Versicherten bildet, ist 
zwar nicht Eigentum des Versicherten, wie Elster meint ^), aber sie 
ist ein auf Grund eines im Versicherungsvertrag enthaltenen Spar- 
cassavertrages entstandenes Guthaben und kann erforderlichenfalls 
mit einer condictio*) herausverlangt werden. Es handelt sich bei 
diesem Guthaben nicht ledighch um „eine Buchung auf innern 
Conten" *). Die Versicherungsanstalten haben die doppelte Natur 
der von ihnen abgeschlossenen Verträge wol erkannt. Sowol die 
mathematische als die kaufmännische Seite ihres Betriebes werden 
nach den entwickelten Grundsätzen diriglrt. Der Mathematiker 
trennt auf Grund seiner Berechnungen die Einheitsprämie Pjc in ihre 
wahren Bestandteile, die Risikoprämie und die zu reservirende Spar- 
einlage. Der Kaufmann erblickt in der Prämienreserve eine Forde- 
rung des Versicherten an die Gesellschaft und es ist keine leere 
Formalität, wenn dieselbe bei der Bilanz unter den Passiven figurirt. 
Konsequent aber ist auch die Auszahlung der Versicherungssumme 
als die Erfüllung zweier verschiedener Verträge anzusehen, als die 
Erfüllung eines Sparcassavertrages — dem Versicherten wird seine 
Reserve zurückbezahlt — und die eines wahren Versicherungsver- 
trages — es wird die Reserve zur Höhe der Versicherungssumme 
ergänzt. Die Jurisprudenz hätte nun gewiss die Aufgabe gehabt, die 
rechtUchen Konsequenzen aus dieser Zweiteilung zu ziehen. Es 
wäre ihre Aufgabe gewesen, diejenigen Konsequenzen, welche die 
Praxis bereits aus ihr gezogen hat, auf ihren juristischen Wert jmd 
Gehalt hin zu prüfen. Statt dessen hat sie in ihnen lediglich den 
Ausfluss der bona fides, welche beim Versicherungsvertrag obwalten 
soll, erblickt und sich lange gescheut, den einheitlichen Charakter 
der Kapitalversicherung auf den Todesfall mit gleichbleibender Prä- 
mie zu bezweifeln. Sie stützt sich dabei auf die vulgäre An- 



*) a. a. O. S. 55. — *) Vgl. Fick a. a. O. S. 25. — *) Hinrichs a. a. O. S. 356. 
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weit diese nicht ausreicht, die Pramieneinzahlungen der andern Versi- 
cherten dazu verwendet werden. Diese Aufifassung scheint mir juristisch 
bedeutsamer als diejenige Oej/er'B, welche arithmetisch auf dasselbe hin- 
ausläuft, dass nänüich die Versicherungssumme sich aus Beiträgen aller 
Versicherten zusammensetze und die freigewordene Prämienreserve 
des Verstorbenen sich auf sie verteile. Hierin liegt sicher ein Umweg. 
Durch die Ansanmilung der Prämienreserve aber wird ver- 
hindert, dass das wahre Risiko der Gesellschaft je über das, was 
jedes Jahr ihr durch den Versicherten zufliesst, d. h. die jedes Jahr 
zahlbare Prämie P^g und die Zinsen der angesammelten Prämien- 
reserve, hinausgeht. Vielmehr ergibt sich in jedem Jahr ein kleiner 
Überschuss, der dem angesammelten Kapital noch zuzuschlagen ist ^). 
Der Einfluss, den das ständige Steigen des j>« auf die wahre Risiko- 
Prämie hat, wird paralysirt durch das inmierwährende Schwinden 
der wahren Risiko-Summe des Versicherers. Je grösser das Kapital 
ist, das er von dem Versicherten in Händen hält, desto weniger 
riskirt er, selbst zur Ergänzung darauf legen zu müssen. Die Prä- 
mienreserve ist, wenn wir von den oben erwähnten Grundlagen der 
Berechnung (englische Tafel) ausgehen, im 99. Lebensjahr zu einer 
solchen Höhe angewachsen, dass der Versicherer im betreffenden 
Jahr, sowie er die Prämie ftlr dasselbe erhalten, gar kein Risiko 
mehr trägt, denn die einfache Verzinsung des Angesammelten ge- 
nügt, um am Ende des 99. Lebensjahres, wo nach der Annahme 
der Tafel der Versicherte mit der Wahrscheinlichkeit 1 stirbt, das 
Kapital hinauszahlen zu können. Es ist also nicht etwa eine be- 
sondere Coulanz, wenn der Versicherer nun, auch wenn der Ver- 
sicherte noch leben sollte, die volle Versicherungssumme zahlt*); 
jede weitere Prämienannahme von seiner Seite würde, streng ge- 
nommen, sogar unter den Gesichtspunkt des furtum fallen, bewusste 
Annahme eines indebitum. Wo kein Risiko mehr vorhanden ist, da 

^) Dies wird von allen Denen tibersehen, welche in der Prämienreserve nur 
antizipirte Risikoprämie erblicken {Hopf, Beck, Karup, Lichtenfels u. a.). Dies 
ist allerdings anders, wenn die gleichbleibenden Prämien für einen längern Zeit- 
raum berechnet sind, an dessen Endtermin der Versicherte eventuell noch lebt 
und infolge dessen die Versicherungssumme gar nicht ausgezahlt zu werden braucht. 
Vgl. Fick a. a. O. S. 23. 

') Die Anstalten zahlen die Summe aus am Ende desjenigen Jahres, welches 
nach der ihrer Prämienberechnung zu Grunde liegenden Mortalitätstafel die Grenze 
des menschlichen Lebens bildet. 
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fehlt es an einer Voraussetzung des Vertrages. Am Ende des Jahres, 
in welchem nach der Mortalitätstafel das versicherte Leben erlischt, 
muss der Versicherer die Versicherungssumme herausgeben; denn 
seine Nettoprämien sind niedriger und höher bemessen, je nachdem 
er in seine Rechnung noch nach diesem Jahr erwartungsgemäss 
zahlbai*e Prämien einfuhrt oder nicht. 

T)ie Prämienreserve, welche sich in der angegebenen Weise 
aus den successiven Einlagen der einzelnen Versicherten bildet, ist 
zwar nicht Eigentum des Versicherten, wie Elster meint *), aber sie 
ist ein auf Grund eines im Versicherungsvertrag enthaltenen Spar- 
cassavertrages entstandenes Guthaben und kann erforderUchenfalls 
mit einer condictio*) herausverlangt werden. Es handelt sich bei 
diesem Guthaben nicht ledighch um „eine Buchung auf innern 
Conten" *). Die Versicherungsanstalten haben die doppelte Natur 
der von ihnen abgeschlossenen Verträge wol erkannt. Sowol die 
mathematische als die kaufmännische Seite ihres Betriebes werden 
nach den entwickelten Grundsätzen dirigirt. Der Mathematiker 
trennt auf Grund seiner Berechnungen die EinKeitsprämie Pj? in ihre 
wahren Bestandteile, die Risikoprämie und die zu reservirende Spar- 
einlage. Der Kaufmann erblickt in der Prämienreserve eine Forde- 
rung des Versicherten an die Gesellschaft und es ist keine leere 
Formalität, wenn dieselbe bei der Bilanz unter den Passiven figurirt. 
Konsequent aber ist auch die Auszahlung der Versicherungssumme 
als die Erfüllung zweier verschiedener Verträge anzusehen, als die 
Erfüllung eines Sparcassavertrages — dem Versicherten wird seine 
Reserve zurückbezahlt — und die eines wahren Versicherungsver- 
trages — es wird die Reserve zur Höhe der Versicherungssumme 
ergänzt. Die Jurisprudenz hätte nun gewiss die Aufgabe gehabt, die 
rechthchen Konsequenzen aus dieser Zweiteilung zu ziehen. Es 
wäre ihre Aufgabe gewesen, diejenigen Konsequenzen, welche die 
Praxis bereits aus ihr gezogen hat, auf ihren juristischen Wert jind 
Gehalt hin zu prüfen. Statt dessen hat sie in ihnen lediglich den 
Ausfluss der bona fides, welche beim Versicherungsvertrag obwalten 
soll, erblickt und sich lange gescheut, den einheithchen Charakter 
der Kapitalversicherung auf den Todesfall mit gleichbleibender Prä- 
mie zu bezweifeln. Sie stützt sich dabei auf die vulgäre An- 
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weit diese nicht ausreicht; die Prämieneinzahlungen der andern Versi- 
cherten dazu verwendet werden. Diese Auffassung scheint mir juristisch 
bedeutsamer als diejenige Oej/er*&, welche arithmetisch auf dasselbe hin- 
ausläuft; dass nämlich die Versicherungssumme sich aus Beiträgen aller 
Versicherten zusammensetze und die freigewordene Prämienreserve 
des Verstorbenen sich auf sie verteile. Hierin liegt sicher ein Umweg. 
Durch die Ansammlung der Prämienreserve aber wird ver- 
hindert; dass das wahre Risiko der Geselkchaft je über das^ was 
jedes Jahr ihr durch den Versicherten zufliesst; d. h. die jedes Jahr 
zahlbare Prämie P^ und die Zinsen der angesammelten Prämien- 
reserve, hinausgeht. Vielmehr ergibt sich in jedem Jahr ein kleiner 
Uberschuss, der dem angesammelten Kapital noch zuzuschlagen ist ^). 
Der EinflusS; den das ständige Steigen des p^ auf die wahre Risiko- 
Prämie hat, wird paralysirt durch das immerwährende Schwinden 
der wahren Risiko-Summe des Versicherers. Je grösser das Kapital 
ist, das er von dem Versicherten in Händen hält, desto weniger 
riskirt er, selbst zur Ergänzung darauf legen zu müssen. Die Prä- 
mienreserve ist, wenn wir von den oben erwähnten Grundlagen der 
Berechnung (englische Tafel) ausgehen, im 99. Lebensjahr zu einer 
solchen Höhe angewachsen, dass der Versicherer im betreffenden 
Jahr, sowie er die Prämie für dasselbe erhalten, gar kein Risiko 
mehr trägt, denn die einfache Verzinsung des Angesammelten ge- 
nügt, um am Ende des 99. Lebensjahres, wo nach der Annahme 
der Tafel der Versicherte mit der WahrscheinUchkeit 1 stirbt, das 
Kapital hinauszahlen zu können. Es ist also nicht etwa eine be- 
sondere Coulanz, wenn der Versicherer nun, auch wenn der Ver- 
sicherte noch leben sollte, die volle Versicherungssumme zahlt ^); 
jede weitere Prämienannahme von seiner Seite würde, streng ge- 
nommen, sogar unter den Gesichtspunkt des furtum fallen, bewusste 
Annahme eines indebitum. Wo kein Risiko mehr vorhanden ist, da 

*) Bies wird von allen Denen übersehen, welche in der Prämienreserve nur 
antizipirte Risikoprämie erblicken (Hopf, Becky Karup, Lichten f eis u. a.). Dies 
ist allerdings anders, wenn die gleichbleibenden Prämien für einen längern Zeit- 
raum berechnet sind, an dessen Endtermin der Versicherte eventuell noch lebt 
und infolge dessen die Versicherungssumme gar nicht ausgezahlt zu werden braucht. 
Vgl. Fick a. a. O. S. 23. 

') Die Anstalten zahlen die Summe aus am Ende desjenigen Jahres, welches 
nach der ihrer Prämienberechnung zu Grunde liegenden Mortalitätstafel die Grenze 
des menschlichen Lebens bildet. 
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fehlt es an einer Voraussetzung des Vertrages. Am Ende des Jahres, 
in welchem nach der Mortalitätstafel das versicherte Leben erlischt, 
muss der Versicherer die Versicherungssumme herausgeben; denn 
seine Nettoprämien sind niedriger und höher bemessen, je nachdem 
er in seine Rechnung noch nach diesem Jahr erwartungsgemäss 
zahlbare Prämien einfuhi't oder nicht. 

Die Prämienreserve, welche sich in der angegebenen Weise 
aus den successiven Einlagen der einzelnen Versicherten bildet, ist 
zwar nicht Eigentum des Versicherten, wie Elster meint ^), aber sie 
ist ein auf Grund eines im Versicherungsvertrag enthaltenen Spar- 
cassavertrages entstandenes Guthaben und kann erforderlichenfalls 
mit einer condictio^) herausverlangt werden. Es handelt sich bei 
diesem Guthaben nicht lediglich um „eine Buchung auf innern 
Conten" *). Die Versicherungsanstalten haben die doppelte Natur 
der von ihnen abgeschlossenen Verträge wol erkannt. Sowol die 
mathematische als die kaufmännische Seite ihres Betriebes werden 
nach den entwickelten Grundsätzen dirigirt. Der Mathematiker 
trennt auf Grund seiner Berechnungen die Einheitsprämie Px in ihre 
wahren Bestandteile, die Risikoprämie und die zu reservirende Spar- 
einlage. Der Kaufmann erblickt in der Prämienreserve eine Forde- 
rung des Versicherten an die Gesellschaft und es ist keine leere 
Formalität, wenn dieselbe bei der Bilanz unter den Passiven figurirt. 
Konsequent aber ist auch die Auszahlung der Versicherungssumme 
als die Erfüllung zweier verschiedener Verträge anzusehen, als die 
Erfüllung eines Sparcassavertrages — dem Versicherten wird seine 
Reserve zurückbezahlt — und die eines wahren Versicherungsver- 
trages — es wird die Reserve zur Höhe der Versicherungssumme 
ergänzt. Die Jurisprudenz hätte nun gewiss die Aufgabe gehabt, die 
rechtlichen Konsequenzen aus dieser Zweiteilung zu ziehen. Es 
wäre ihre Aufgabe gewesen, diejenigen Konsequenzen, welche die 
Praxis bereits aus ihr gezogen hat, auf ihren juristischen Wert jind 
Gehalt hin zu prüfen. Statt dessen hat sie in ihnen lediglich den 
Ausfluss der bona fides, welche beim Versicherungsvertrag obwalten 
soll, erblickt und sich lange gescheut, den einheitlichen Charakter 
der Kapitalversicherung auf den Todesfall mit gleichbleibender Prä- 
mie zu bezweifeln. Sie stützt sich dabei auf die vulgäre An- 
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weit diese nicht ausreicht, die Prämieneinzahlungen der andern Versi- 
cherten dazu verwendet werden. Diese Auffassung scheint mir juristisch 
bedeutsamer als diejenige Oeyer^By welche arithmetisch auf dasselbe hin- 
ausläuft; dass nämlich die Versicherungssumme sich aus Beiträgen aller 
Versicherten zusammensetze und die freigewordene Prämienreserve 
des Verstorbenen sich auf sie verteUe. Hierin liegt sicher ein Umweg. 
Durch die Ansammlung der Prämienreserve aber wird ver- 
hindert; dass das wahre Risiko der Gesellschaft je über das, was 
jedes Jahr ihr durch den Versicherten zufliesst, d. h. die jedes Jahr 
zahlbare Prämie Pj. und die Zinsen der angesammelten Prämien- 
reserve, hinausgeht. Vielmehr ergibt sich in jedem Jahr ein kleiner 
ÜberschusS; der dem angesammelten Kapital noch zuzuschlagen ist ^). 
Der Einfluss, den das ständige Steigen des px auf die wahre Risiko- 
Prämie hat, wird paralysirt durch das immerwährende Schwinden 
der wahren Risiko-Summe des Versicherers. Je grösser das Kapital 
ist, das er von dem Versicherten in Händen hält, desto weniger 
riskirt er, selbst zur Ergänzung darauf legen zu müssen. Die Prä- 
mienreserve ist, wenn wir von den oben erwähnten Grundlagen der 
Berechnung (englische Tafel) ausgehen, im 99. Lebensjahr zu einer 
solchen Höhe angewachsen, dass der Versicherer im betreflFenden 
Jahr, sowie er die Prämie für dasselbe erhalten, gar kein Risiko 
mehr trägt, denn die einfache Verzinsung des Angesammelten ge- 
nügt, um am Ende des 99. Lebensjahres, wo nach der Annahme 
der Tafel der Versicherte mit der Wahrscheinlichkeit 1 stirbt, das 
Kapital hinauszahlen zu können. Es ist also nicht etwa eine be- 
sondere Coulanz, wenn der Versicherer nun, auch wenn der Ver- 
sicherte noch leben sollte, die volle Versicherungssunmie zahlt*); 
jede weitere Prämienannahme von seiner Seite würde, streng ge- 
nommen, sogar unter den Gesichtspunkt des furtum fallen, bewusste 
Annahme eines indebitum. Wo kein Risiko mehr vorhanden ist, da 

*) Dies wird von aUen Denen übersehen, welche in der Prämienreserve nur 
antizipirte Risikoprämie erblicken {Hopf, Beck, Karup, LicMenfels u. a.). Dies 
ist allerdings anders, wenn die gleichbleibenden Prämien für einen längern Zeit- 
raum berechnet sind, an dessen Endtermin der Versicherte eventuell noch lebt 
und infolge dessen die Versicherungssumme gar nicht ausgezahlt zu werden braucht. 
Vgl. Hck a. a. O. 8. 23. 

') Die Anstalten zahlen die Summe aus am Ende desjenigen Jahres, welches 
nach der ihrer Prämienberechnung zu Grunde liegenden Mortalitätstafel die Grenze 
des menschlichen Lebens bildet. 
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fehlt es an einer Voraussetzung des Vertrages. Am Ende des Jahres, 
in welchem nach der Mortalitätstafel das versicherte Leben erlischt, 
muss der Versicherer die Versicherungssumme herausgeben; denn 
seine Nettoprämien sind niedriger und höher bemessen, je nachdem 
er in seine Rechnung noch nach diesem Jahr erwartungsgemäss 
zahlbare Prämien einfuhrt oder nicht. 

Die Prämienreserve, welche sich in der angegebenen Weise 
aus den successiven Einlagen der einzelnen Versicherten bildet, ist 
zwar nicht Eigentum des Versicherten, wie Elster meint *), aber sie 
ist ein auf Grund eines im Versicherungsvertrag enthaltenen Spar- 
cassavertrages entstandenes Guthaben und kann erforderlichenfalls 
mit einer condictio*) herausverlangt werden. Es handelt sich bei 
diesem Guthaben nicht ledighch um „eine Buchung auf innem 
Conten" •). Die Versicherungsanstalten haben die doppelte Natur 
der von ihnen abgeschlossenen Verträge wol erkannt. Sowol die 
mathematische als die kaufmännische Seite ihres Betriebes werden 
nach den entwickelten Grundsätzen dirigirt. Der Mathematiker 
trennt auf Grund seiner Berechnungen die Einheitsprämie P^c in ihre 
wahren Bestandteile, die Risikoprämie und die zu reservirende Spar- 
einlage. Der Kaufmann erblickt in der Prämienreserve eine Forde- 
rung des Versicherten an die Gesellschaft und es ist keine leere 
Formalität, wenn dieselbe bei der Bilanz unter den Passiven figurirt. 
Konsequent aber ist auch die Auszahlung der Versicherungssumme 
als die Erfüllung zweier verschiedener Verträge anzusehen, als die 
Erfüllung eines Sparcassavertrages — dem Versicherten wird seine 
Reserve zurückbezahlt — und die eines wahren Versicherungsver- 
trages — es wird die Reserve zur Höhe der Versicherungssumme 
ergänzt. Die Jurisprudenz hätte nun gewiss die Aufgabe gehabt, die 
rechtUchen Konsequenzen aus dieser Zweiteilung zu ziehen. Es 
wäre ihre Aufgabe gewesen, diejenigen Konsequenzen, welche die 
Praxis bereits aus ihr gezogen hat, auf ihren juristischen Wert jind 
Gehalt hin zu prüfen. Statt dessen hat sie in ihnen lediglich den 
Ausfluss der bona fides, welche beim Versicherungsvertrag obwalten 
soll, erblickt und sich lange gescheut, den einheitlichen Charakter 
der Kapitalversicherung auf den Todesfall mit gleichbleibender Prä- 
mie zu bezweifeln. Sie stützt sich dabei auf die vulgäre An- 
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schauung, welche eine Scheidung der Bestandteile in der Versiche- 
rungssumme nicht kennt. Dem Verkehr des täglichen Lebens aber, 
der stets nach möglichster Vereinfachung strebt, ist es gewiss nicht 
zuzumuten, dass er die zwei Ansprüche, welche aus dem mit der 
Anstalt geschlossenen Vertrag hervorgehen und welche meistens, ja 
der Intention des Vertrages nach zusammen befriedigt werden sollen, 
trennt. Es kann uns nicht auffallen, dass man im gewöhnlichen 
Leben immer sagt: „Die Kinder des Verstorbenen haben Anspruch 
auf 10000 Fr. Versicherungssumme" und nie: „Die Kinder haben 
Anspruch auf Fr. 2350. 75 Sparcassaguthaben und Fr. 7649. 25 
Risikosumme, Ergänzung der Reserve." Übrigens muss das Ver- 
halten der Rechtswissenschaft zu dieser Frage doch Verwunderung 
erregen, wenn man bedenkt, dass schon die Statuten der verschie- 
denen Gesellschaften die Erfüllung des Sparcassavertrages, die Aus- 
zahlung der Reserve von anderen Voraussetzungen abhängig machen 
als die Auszahlung beider Posten, welche in ihrer Einheit als Ver- 
sicherungssumme bezeichnet werden. Indessen kennt die Praxis 
nicht nur den Fall, in welchem eine Erfüllung des Sparcassaver- 
trages für sich erfolgte, ohne dass eine Ergänzung auf die Höhe der 
Versicherungssumme erfolgte, sondern auch den umgekehrten Fall, 
wo der wahre Versicherungsvertrag getrennt von dem Sparcassa- 
vertrag zur Erfiillung gelangt. Dies geschieht, wenn eine Beleihung 
der Polize, die ja theoretisch bis zum vollen Betrage des Reserve- 
guthabens erfolgen kann, stattgefunden hat und nun der Versicherte 
stirbt. In diesem Fall ist die Versicherungsanstalt nur zur Zahlung 
der Ergänzungssumme verpflichtet*, denn die Beleihung der PoUze 
ist nichts anderes, als eine Rückzahlung des Guthabens. Im Ver- 
sicherungsrecht, das sich „unbeirrt von juristischer Dogmatik und 
Systematik, rein aus den Bedürfnissen des lebendigen Verkehrs ent- 
wickelt hat" ^) darf man sich nicht durch eine juristisch vollkommen 
unhaltbare Nomenklatur über das wahre Wes§n der Sache täuschen 
lassen. Rückkauf der Polize, Beleihung der Pohze, sind nur verkehrs- 
übUche Ausdrücke fiir die Erfollung des Sparvertrages. ^) Wegen 
dieser Namen wird Niemand der Anstalt gegen den Versicherten 
eine actio ex empto, eine condictio ex mutuo gewähren wollen. Für 
die Gewährung der Reserve müssen, wenn die hier aufgestellte An- 



») Malss a. a. O. S. 3. — ') Vgl. Adan S. 43. 



— 55 ~ 

sieht sich als richtig erweisen sollte, die Regeln des Sparcassaver- 
trages in Anwendung kommen, für die Auszahlung der Summe aber, 
welche die Spareinlage zur Versicherungssumme ergänzt, die Vor- 
aussetzungen des gewöhnUchen Versicherungsvertrages. Das Geschäft 
des Versicherten würde sich demnach zusammensetzen aus einem 
doppelten Vertrage, einem wahren Versicherungsvertrage do ut facias 
(me securum) und einem Realkontrakt, dem Sparcassavertrag. Dieser 
letztere ist zwar im gewissen Sinn nur accessorisch zum ersten •, aber 
seine Grültigkeit ist gleichwol unabhängig von der des wahren Ver- 
sicherungsvertrages. Er wird perfekt mit Hingabe der einheitlichen 
Prämie, genau genommen mit Hingabe des in ihr über das Risiko 
des Anfangsjahres hinausgezahlten Bestandteiles des P^ — j?». 

Am besten kann man sich das doppelte, in der Prämienzahlung 
liegende Geschäft veranschauhchen, wenn man den Vorgang der 
Prämienzahlung in seine zwei Akte der Zeit nach auflöst. Ich wähle 
zur Erhöhung der AnschauUchkeit einen ganz konkreten Fall. 

Ein Mann von 35 Jahren, der mit Sicherheit glaubt, auf eine 
lange Reihe von Jahren hinaus jährhch etwa 20 Fr. erübrigen zu 
können, wünscht für den Fall seines Todes seiner Familie einen 
Sparpfennig zu hinterlassen. Er könnte die 20 Fr. jährlich in einer 
Sparkasse anlegen ; aber er zieht es vor, auf jeden Fall eine Summe 
von einer bestimmten Höhe zu hinterlassen. Er bringt daher, indem 
er seine 20 Fr.- teilt, nur zirka 11 Fr. auf die Sparkasse, flir die 
andern 9 Fr. aber kauft er sich bei der mit der Sparkasse in Ver- 
bindung stehenden Versicherungsgesellschaft, die Versicherungsverträge 
auf ein Jahr abschUesst, für die Summe von 989 Fr. ein. So hat er 
nun die Sicherheit, dass seine Hinterbliebenen bei seinem Tode 
1000 Fr. werden ausgezahlt erhalten. Im nächsten Jahre bringt er 
wieder gegen 9 Fr. auf die Sparkasse, so dass sein Guthaben dort 
nun schon über 22 Fr. beträgt ; den andern Teil seiner Ersparnisse 
verwendet er, um sich bei der Versicherungsgesellschaft flir etwa 
978 Fr. einzukaufen. Sein Guthaben auf der Sparkasse wächst von 
Jahr zu Jahr und so wird die Summe, für die er eine einjährige 
Versicherung zu nehmen hat, von Jahr zu Jahr kleiner. Die Risiko- 
Prämie aber wird auf diese Weise stets in annähernd gleicher Höhe 
erhalten. Der Vorteil, der hieraus erwächst, kommt nicht nur dem 
Versicherten, der so vor steigenden Prämien bewahrt wird, sondern 
auch dem Versicherten zu Gute, dessen Risiko verringert wird. Für 



- 56 — 

seinen Geschäftsbetrieb sind einzelne grosse Risiko's durchaus nicht 
vorteilhaft^). In Wirküchkeit nun ist der Betrieb der Erspamisbank 
und der Versicherungsanstalt ein einheitlicher. Er ist so einheithch, 
dass der Versicherte nicht einmal erfahrt, zu welchem Teile das eine, 
zu welchem Teile das andere Unternehmen seine Prämie erhält, aber 
dies darf den Juristen nicht verkennen lassen, dass hier zwei ganz 
verschiedene Geschäfte vorliegen; begeht doch die Verwaltung 
eines solchen Betriebes einen strafbaren dolus, wenn sie sich darüber 
täuschen will, welche Teile der Einnahmen hierhin, welche Teile 
dorthin gehören, m. a, W., wenn sie wider besseres Wissen die 
Prämien-Reserve verkürzt. Der Versicherungsnehmer aber braucht 
sich gar nicht weiter darum zu kümmern, welcher Teil seiner kon- 
stanten Prämie P die Spareinlage x und welcher die wahre Risiko- 
Prämie y bildet. Die Schwierigkeit, die Gleichung x + y = P zu 
lösen, kann er getrost der Bank überlassen. Ihm kommt es darauf 
an, eine konstante Einlage zu machen und dafür auf eine bestimmte 
Summe die Anwartschaft zu haben. 

Man könnte nun allerdings fragen, welches Äquivalent die 
Lebensversicherungsanstalt bei Versicherungen auf Lebensdauer dafür 
erhalte, dass sie eventuell mit einem krank gewordenen Versicherten 
einen neuen Vertrag abschliessen muss, während sie bei Versiche- 
rungen auf kurze Zeit einen solchen jedesfalls nicht zum normalen 
Satze annehmen wird. Hierauf ist zu erwidern, das« die Abweisung 
kranker Versicherungsnehmer nicht im Prinzip der Versicherung be- 
gründet ist, nicht durch die Grundrechnung gerechtfertigt wird, 
sondern blos eine Klugheitsmassregel der Anstalten ist. Betrachten 
wir beispielsweise die Mortalitätstafel der 17 enghschen Gesellschaf- 
ten und sehen, dass von 73,526 Personen, die das 46. Lebensjahr 
erreicht haben, nur 72,582 das 47. Jahr erleben, so ist klar, dass 
von den 73,526 schon im 46. Jahr eine Anzahl krank war, die nun 
im Laufe des Jahres starb. Die Prämie ist also auf Grund eines 
Personenkreises berechnet, der nicht nur Gesunde, sondern auch 
Kranke umfasst. Die Gesellschaften könnten folglich auch kranke 
Personen zu den Normalprämien versichern, wenn dann nicht zu 
befürchten wäre, dass sich eben eine unverhältnismässige An- 
zahl Kranker zu den Versicherungen hinzudrängen würde und da- 
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durch eine grosse Abweichung von der der Prämienberechnung zu 
Grunde liegenden Absterbeordnung herbeigeflihrt würde. Aus dem 
Gesagten geht aber hervor, dass die Anstalten bei Versicherungen 
auf Lebensdauer keine besondere Prämie zu erheben brauchen für 
das Risiko, dass nun eventuell auch mit schon kranken Personen 
Versicherungsverträge abgeschlossen werden müssen; dieses Risiko 
wird schon in der Normalprämie berücksichtigt. 

Die hier vertretene Theorie scheint auf den ersten Blick gleich- 
artig mit der von Malss aufgestellten zu sein, aber sie ist wesent- 
lich von ihr verschieden, indem der Begriff der mittleren Lebens- 
dauer und des vorzeitigen Todes ganz vermieden wird. Während 
nach der Ansicht von Males die successiven Spareinlagen mit dem 
Momente, wo der Versicherte das mittlere Lebensalter 'erreicht, die 
Höhe des gewünschten Kapitals erreichen und damit, wie Renling 
bemerkt, die Versicherung überflüssig machen müssten, wird hier der 
Sparfonds erst im höchsten nach der Mortalitätstafel überhaupt er- 
reichbaren Lebeirtjahre der gewünschten Summe gleich. Erst in 
diesem AugenbUck wird die Versicherung überflüssig und der Ver- 
sicherte erhält das Kapital ausbezahlt. 

In ihren Resultaten aber stimmt die hier entwickelte Ansicht, 
wenn gleich der Ausgangspunkt der Betrachtung ein ganz anderer 
war, im Wesenthchen überein. Es ist seltsam, dass Predöhl nicht 
bemerkt hat, wie durch die nachdrückliche Betonung eines Wört- 
chens die JFicÄ'sche Theorie mit der seinen in Einklang gebracht 
werden kann. Er sagt ^) : ^Fick scheidet zwei Stadien, in deren 
erstem die Einzahlung grösser sei als die wirkhche Risiko-Prämie 
nach der WahrscheinHchkeit sein würde, während im zweiten jene 
geringer sei als diese und daher aus den frühem Überschüssen er- 
gänzt werden müsse." Hätte Predöhl darauf aufinerksam gemacht, 
dass die wirkliche Risiko-Prämie eben nicht nach der ausbedungenen 
Versicherungssunmie, sondern nach der ausbedungenen Versiche- 
rungssumme vermindert um die schon vorhandene Reserve berechnet 
werden muss, dann wäre der zweite Teil der i^'icifc'schen Behaup- 
tung von selbst weggefallen, indem rechnerisch leicht nachzuweisen 
ist, dass die wirkliche Risiko-Prämie nie so gross wird, dass sie nicht 
durch die jährUche Einheitsprämie und einen Teil der von der 
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Prämienreserve auflaufenden Zinsen bestritten werden kpnnte, wor- 
aus hervorgeht, dass das Kapital der Prämienreserve nie angegriffen 
zu werden braucht, sondern ständig im Wachsen ist. Die Ver- 
schiedenheit der Ausgangspunkte macht sich allerdings in einer wich- 
tigen Differenz geltend. Während Predöhl in Konsequenz seiner 
Anschauung den eigenthchen Versicherungsvertrag blos als ein Acces- 
sorium des Sparvertrages zu betrachten geneigt ist, ist nach meiner 
Theorie eher das Umgekehrte der Fall. Der Versicherungsvertrag 
erscheint zum Mindesten als ein ganz selbstständiger Vertrag, der auf 
seine Wirksamkeit nach den oben entwickelten Grundprinzipien der 
Versicherung zu prüfen ist. Ich muss daher Predöhl entschieden 
entgegentreten, wenn er sagt^): „Es ist aber bei der Lebensver- 
sicherung nicht, wie bei dem Schadensversicherungsvertrag, Fort- 
dauer des ursprünglichen Interesses zur Fortdauer des Vertragsverhält- 
nisses nötig. Durch den im Lebens Versicherungsvertrag enthaltenen 
Sparvertrag wird ein selbstständiges Interesse begründet. Darin, dass 
die in den Reserven gesammelten Spareinlagen ein selbstständiges 
Interesse begründen, liegt der Grund, dass die Versicherung des 
Gläubigers, der eine Summe auf das Leben des zahlungsunfähigen 
Schuldners versichert hat, nicht hinfällig wird, wenn der Schuldner 
dennoch später gezahlt hat."^) Es ist indessen unbegreifüch, wie 
durch Einzahlung der Spareinlagen ein Interesse auf Rückzahlung 
einer hohem Summe soll begründet werden können. Durch die Ein- 
zahlung der Spareinlagen, wie hoch sie auch immer sein mögen, 
kann nur ein Interesse auf Rückzahlung derselben begründet werden. 
Es könnte Einem ja allerdings ganz heb sein, mehr zu bekommen 
als man gegeben hat; aber ein versicherbares Interesse daran kann 
gewiss nicht bestehen ; überdies würde der Zusammenhang zwischen 
dem Interesse und dem die Auszahlung bedingenden Ereignis ein 
rein äusserlicher sein. Eher würde es einen Sinn haben, zu sagen, 
man habe ein Interesse daran, eine den eingezahlten Risiko-Prämien 
entsprechende Summe schhesshch zu erhalten ; aber es würde hierin 
ein Verstoss gegen das oben entwickelte Grundprinzip der Versiche- 
rung sein, dass der Versicherte niemals ein Interesse am Eintritt des 
die Auszahlung bedingenden Ereignisses haben soll. Es würde in 
diesem Fall die Leistung des Versicherers nicht von der Höhe des 



*) a. a. O, S. 482, — *) Vgl. Malss a. a. O. S. 62. 
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Interesses des Versicherten, sondern von der Prämie des Versicherten 
abhängig gemacht und damit wäre der Wettassekuranz Tür und 
Tor geöfiiiet ; leicht würde es auch sein, in fraudem legis zu handeln. 
Man würde Leuten, deren baldigen Tod man erwartet, fiir kurze 
Zeit grosse Kapitalien leihen und während dieser Zeit den Schuld- 
ner hoch versichern ; auch nach der sofort erfolgenden Bückzahlung 
des Kapitals müsste dann nach Malss-PredöhV scher Ansicht der 
Versicherungsvertrag zu Rechte bestehen. Anders würde sich in 
Konsequenz der von mir vertretenen Anschauung die Sache stellen. 
In jedem Falle würde der versichernde Gläubiger einen Anspruch 
auf vollständige Auszahlung der Reservesumme haben; im Ganzen 
wäre der Versicherer aber ihm nur soweit verpflichtet, als er einen 
Ausfall in seiner Forderung nachzuweisen vermöchte, also nur inso- 
weit, als durch Erfüllung der Verbindlichkeiten seitens des Versiche- 
rers im Gläubiger ein Interesse am Eintritt des Todes des Schuld- 
ners nicht hervorgerufen werden kann. Hiegegen spricht auch nicht 
die in vielen Statuten aufgenommene Bestimmung, dass späterer 
Wegfall des Interesses den» Bestand des Versicherungsvertrages nicht 
beeinträchtigen soUe.') Denn es ist ganz natürhch, dass die Ver- 
sicherungsanstalten, in deren Interesse ja Fortfuhrung der Verträge 
liegt, geneigt sind, zu präsumiren, ein unter den rechtlichen Voraus- 
setzungen eingegangener Vertrag werde auch nach Wegfall des In- 
teresses nicht aus Motiven, die das versicherte Leben gefährden und 
also die Wahrscheinlichkeitsrechnung beeinflussen könnten, weiter- 
gefuhrt werden. Ob aber eine Versicherung Wettcharakter im Übri- 
gen trägt oder nicht, ist, wie schon gezeigt, dem Versicherer einerlei. 
Die Theorie stimmt auch ttberein mit der oben besprochenen 
Auffassung der moraUschen Gegenleistung gegen die Prämie. Die 
Prämie bleibt konstant, aber auch die Sorge. Denn was sie gewinnt 
an Intensität, möchte ich sagen, bei der im hohem Alter immer näher 
heranrückenden Todesgefahr, das verliert sie an Extensität, da die 
fehlende Summe immer kleiner wird. Mit dem Verschwinden der 
Sorge, d. h. in dem Jahr, wo die blosse Verzinsung genügt, das 
gewünschte Kapital zu bilden, ist auch die Risiko-Prämie ver- 
schwunden; der Versicherungskontrakt, wie gesagt, ohne Voraus- 
setzung. 



*) z. B. Gothaer Statuten § 49, 
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V. ICapitel. 



Resultate. 

Es ist wol angebracht, noch des Kurzen zu erörtern, wie die 
Ergebnisse dieser Untersuchung übereinstimmen mit den Bedürfnissen 
des Lebens, nachzuforschen, ob diese graue Theorie praktisch auch 
zu den richtigen Folgerungen befähigt. 

Ich wende mich zuerst zu der Betrachtung derjenigen Fälle, 
in welchen das doppelte Vertragsverhältnis seine Wirksamkeit äussert. 

Vor Allem zieht hier die Aufinerksamkeit auf sich der eigent- 
Uche Normalfall, d. h. der Fall, wo beide Verträge beendet werden 
durch den sozusagen statutengemäss erfolgenden Tod des Versicher- 
ten. Der Sparcassavertrag wird dadurch erfüllt, dass der Versicherer 
die Reserve ausbezahlt ; der Versicherungsvertrag legt dem Versicherer 
die Verpflichtung auf, die Reserve bis zum Betrag der ausbedungenen 
Summe zu ergänzen. Mit Auszahlung der Versicherungssumme er- 
lischt das kontraktliche Verhältnis. 

Ein in Bezug auf beide Verträge gültiges Geschäft kann auch 
beendet werden durch die Erklärung des Versicherten, er wolle den 
Versicherer seiner Verpflichtung, den Vertrag wieder einzugehen, ent- 
heben. Hier wird der Sparcassavertrag erfüllt durch Rückzahlung 
der Reserve; der Versicherungsvertrag aber ist erfüllt, denn der 
Versicherer hat dem Versicherten während der Zeit der Versicherung 
die Securitas gewährt. Diesen Fall bezeichnet man als Polizen- 
Rückkauf, indem man rein verkannte, dass die PoHze nur Beweis- 
charakter habe und nicht etwa Trägerin eines Wertes sei. Viele 
Versicherungsanstalten nehmen hiebei unbegründeten Gewinn fixr sich 
in Anspruch, indem sie die Spareinlage nicht voll, sondern nur zu 
einem Teil zurückbezahlen*). Von der Theorie ist aber längst die 
volle Reserve als Rückkaufspreis der Polize anerkannt*). 



>) z. B. Gothaer Statuten § 66. 

*) Hinrichs a a. O. S. 366. — Predöhl a. a. O. S. 468. — Bodenheimer 
a. a. O. S. 111. 
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Diesem Falle wird es z. B. in den Gothaer Statuten (§ 68) 
gleich gesetzt; wenn Derjenige, auf dessen Leben die Versicherung 
genommen ist, in aktiven Kriegs- oder Seedienst tritt. Der so Aus- 
scheidende wird als freiwiUig ausscheidend betrachtet und behält seine 
Ansprüche aus dem Sparcassa-Vertrag. 

Konsequenter Weise müsste diese Bestimmung auch auf Den- 
jenigen angewendet werden, der die Einzahlung der Prämie zur ge- 
setzmässigen Zeit unterlässt. Auch filr Diesen bleibt ^^r Sparkassen- 
vertrag bei Geltung, der Versicherungsvertrag freilich dauert nur bis 
zu dem Moment, bis zu welchem das Risiko übernommen wurde. — 
Wenn nun aber einmal die Versicherungsanstalt sich auf eine Her- 
ausgabe der Prämienreserve nicht einlassen will, so müsste sie 
wenigstens, unrechten Gewinn verschmähend, die Reserve als Mise 
betrachten und damit den Versicherten bei sich einkaufen, wie dies 
bei amerikanischen Gesellschaften geschieht. Noch richtiger wäre 
es vielleicht, wenn sie die Reserve benutzte, den Versicherten so 
lange als möglich bei sich in Versicherung auf ein Jahr für die in 
der PoUze bezeichnete Versicherungssumme einzukaufen und so die 
Reserve allmälig zu tilgen *). Ein solches Verfahren würde sich 
wenigstens besser den Intentionen des ursprünglichen Vertrages an- 
schliessen. Die Reserve einzuziehen und ak gute Prise zu betrachten, 
ist wol einfacher, aber es entspricht nicht der Billigkeit, und diesen 
Punkt wird eine künftige, diese Materie betreffende Gesetzgebung 
wol berücksichtigen müssen*). 

In den hier angegebenen Fällen wird das Vertragsverhältnis 
beendet durch ausdrückliche Erklärung des Versicherten oder durch 
Umstände, welche statutengemäss einer solchen Erklärung gleich- 
geachtet werden oder wenigstens werden sollten, dass die Anstalt von 
der Verpflichtung, einen neuen Vertrag abzuschliessen, entlastet wird. 

Eine zweite Gruppe wird gebildet von denjenigen Fällen, wo 
ein gültiger Vertrag aufgelöst wird oder ein gültiger Vertrag über- 
haupt nicht zu Stande gekommen ist wegen vertragswidrigen Ver- 
haltens des Versicherten. 

Der hauptsächUchste Fall, der hier in Betracht kommt, ist der, 
dass es dem Versicherten am Interesse für das Nichteintreten des 



*) Bodenheimer a. a. O. 8. 111. 

*) Darauf machen besonders aufmerksam Bodenheirnei' a. a. O. S. 112. — 
PredöM S. 504. 



^ 62 ^ 

Ereignisses mangelt oder er das Objekt der Versicherung selbst Ge- 
fahren aussetzt. Darüber, ob hier auch der Sparkassenvertrag als un- 
gültig anzusehen sei, könnte etwa ein Zweifel entstehen im Hinblick auf 
das accessorische Element in diesem Vertrage. Aber der Sparkassen- 
vertrag ist doch auch wieder zu selbstständig, als dass man ihm Wirk- 
samkeit absprechen sollte aus dem Grunde, weil der eigentUche 
Versicherungsvertrag ungültig ist. Die Gründe, aus welchen der 
Versicherungsvertrag hier ungültig ist, sind übrigens ganz verwandt 
mit denen bei der Schadensversicherung. Der Versicherte geht seines 
Anspruchs auf den einen Teil der Versicherungssumme verlustig, 
wenn er das versicherte Leben tötet oder in Gefahr bringt, z. B. 
durch Reisen oder gesundheitsgeföhrhche Beschäftigung. Eine viel 
umstrittene Frage ist es hier, ob der Verlust der Rechte aus der 
Versicherung auch dann eintrete, wenn die Selbsttötung in erwiesen 
unzurechnungsfähigem Zustande geschehen sei ^). Diese Frage kann 
man wol ganz nach Analogie der Schadensversicherung beurteilen. 
Bei einer derartigen Selbsttötung erscheint ein dolus oder eine culpa 
Seitens des Versicherten als ganz ausgeschlossen; das mörderische 
Beginnen des Wahnsinnigen ist nicht anders, wie ein Casus zu be- 
trachten. Es ist ebenso gut Casus, wie wenn ein Ziegel vom Dache 
fällt und das versicherte Leben beendigt. In diesem Falle dürfte es 
wol als gerechtfertigt erscheinen, wenn auch der Versicherungsvertrag 
aufrecht erhalten würde ^). Eine solche Bestimmung findet sich aus- 
drückUch in den Statuten der vaterländischen Versicherungsgesell- 
schaft zu Elberfeld ^). In allen diesen Fällen aber, wo ein vertragswid- 
riges Verhalten des Versicherten Grund gibt zur Ungidtigkeitserklärung 
des eigentUchen Versicherungsvertrages wird nach den Statuten der 
Gesellschaften der Sparcassavertrag aufrecht erhalten, teilö in seinem 
vollen Umfange, teils nur in einem gewissen Grade*). Die Gesell- 
schaften sind sich indessen wol bewusst, dass ein Abzug von der 
Reserve in den tatsächUchen Verhältnissen eine Rechtfertigung nicht 



*) Ä. Emminghaus. Die Behandlung des Selbstmordes in der Lebens- 
versicherung. — Goldschmidt. Zum Recht der Lebensversicherung in seiner 
Zeitschrift Bd. XXIII. — Mck a. a. O. in Goldschmidfs Zeitschrift Bd. XX. 

') Von Wichtigkeit für diese Frage ist es, ob aus den Mortalitätstafeln die 
Todesfälle Derjenigen, die sich selbst getötet haben, ausgeschieden sind oder nicht. 

') Vgl. Zusatzbestimmung zu § 72. Gothaer Statuten. 

*) Gothaer Statuten §§ 65. 68. 7L 72 (Note). 
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findet. Sie betrachten den Abzug als Vergütung für Verwaltungs- 
kosten. 

In dieselbe Kategorie von Fällen gehört es auch, weny die 
Versicherungsgesellschaft die Auszahlung der Versicherungssumme 
weigert bei Verletzung der Deklarationspflicht. Auch hier ist, streng 
genommen, der in den Statuten für die«en Fall meist vorgesehene 
Verfall der Reserve rechtUch nicht zu begründen; doch lässt sich 
der hier erfolgende Ausschluss des Anspruchs aus dem Sparcassa- 
vertrage wol.noch am besten verteidigen; er ist eine statutengemasse 
für Verletzung der bona fides festgesetzte Strafe. 

Die letzte Gruppe von Fällen ist aber wesentlich verschieden 
von der zuerst angefiihrten. Dort wird ein abgelaufener Vertrag 
nicht erneuert, hier wird oder ist ein bestehender Versicherungsver- 
trag ungültig. 
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Erklärung der Tafeln. 



Zur Veranschaulichung sowol der Grundlagen als der Resultate 
der vorangehenden Untersuchung mögen nebenstehende Kurven 
dienen. Plastischer und greifbarer als in den Formeln, für die so 
wie so äusserste Beschränkung geboten war, zeigen sich in der gra- 
phischen Darstellung die technischen Operationen des Lebensver- 
sicherungsgeschäftes, welche naturgemäss die Grundlage der juristischen 
Betrachtung bilden miissen. 

Die Kurven sind zusammengestellt mit Zugrundelegung der 
bekannten Tafel der 17 englischen Gesellschaften *) und eines Zins- 
fusses von 3 72 ®/o ; sie beziehen sich auf einen Versicherungsnehmer, 
der im Alter von 35 Jahren mit einer Anstalt kontrahirt, eine Ver- 
sicherung auf den Todesfall für das Kapital 1000 abschUesst. 

Auf der ersten Tafel findet sich die gleichbleibende Durch- 
schnittsprämie, die jährUche Eisikoprämie px ftir das Kapital 1000 
und das Wachstum der Prämienreserve dargestellt. 

Kurve III stellt die von der Gesellschaft erhobene Durch- 
schnittsprämie vor, welche fiir die ganze Lebenszeit des Versicherten 
in derselben Höhe (etwas über 20) bleibt und folglich graphisch als 
eine wagrechte Gerade erscheinen muss. 

Kurve I veranschaulicht das Wachstum der Prämienreserve. 
Man erkennt die Höhe der Spareinlage des Versicherten für jedes 
einzelne Jahr. Wir sehen z. B., dass der Versicherte, der in seinem 



») Vgl. Gdllm a. a. O. S. 70. 
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35. Lebensjahre eingetreten ist, nach 35 Jahren, in seinem 70. 
Lebensjahre, bei der Anstalt bereits ein Guthaben von fast 600 hat, 
JResss = 590; wir sehen, wie sich diese Spareinlage, gebildet aus 

35 

den Überschüssen der Einzahlungen über die wirklichen Risiko- 
prämien und der Verzinsung dieser Überschüsse, immer mehr der im 
Todesfalle auszuzahlenden Versicherungssumme nähert; wir sehen, 
dass die Prämienreserve, wenn der Versicherte 99 Jahre alt wird, 
schon 945 beträgt und wir sehen, dass jetzt, wenn der Versicherte 
seine letzte gleichbleibende Prämie P33 = 20 bezahlt, die einfache 
Verzinsung genügt, um die Prämienreserve auf die Höhe des aus- 
zuzahlenden Kapitals 1000 zu bringen. 

Kurve 11 zeigt die Prämien, welche die Anstalt von einem, der 
immer nur fiir ein Jahr sich auf das Kapital 1000 versichern will, 
verlangt. Es ist ersichtlich, dass diese Prämien im Anfange unter 
der von der Anstalt erhobenen Durchschnittsprämie bleiben. Erst 
nach 25 Jahren würden sie die Höhe der Durchschnittsprämie er- 
reichen, aber es geht aus dieser Kurve auch hervor, wie jemand, der 
nach diesem Modus sich versichern wollte, sich fiir das höhere Alter 
unerschwingliche, rapid wachsende Lasten aufbürden würde. Im 
Alter von 99 Jahren müsste ein solcher Versicherungsnehmer etwas 
über 965 zahlen, um 1000 Versicherungssumme zu erhalten; denn 
die Versicherungsanstalt müsste, da nach ihrer Tafel die Sterbens- 
wahrscheinlichkeit fiir dies Jahr = 1 ist, soviel vom Versicherten 
verlangen, dass die einfache Versinsung genügen würde, um ana 
Ende des Jahres, wo der Voraussetzung gemäss der Tod eintritt,- 
die Summe 1000 auszahlen zu können. 

Die zweite Tafel ermöglicht einen Vergleich zwischen der 
Durchschnittsprämie P35, der wahren Risikoprämie und den Ein- 
nahmen, welche der Anstalt in jedem einzelnen Jahre teils durch 
direkte Zahlung, teils indirekt durch Verzinsung des Guthabens von 
dem Versicherten zufliessen. Die Dimensionen in der Ordinatenachse 
wurden auf dieser Tafel gegenüber der vorigen verzehnfacht, da 
sonst die Anschaulichkeit eingebüsst hätte. 

Kurve IV bezeichnet die Einnahmen der Gesellschaft fiir jedes 
einzelne Jahr. Im AugenbUcke des Eintritts sind dieselben von der 
Höhe der Durchschnittsprämie. Dann kommen die aus der Prämien- 
reserve erzielten Zinsen hinzu, vorerst allerdings nur in unbeträcht- 
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lieber Höhe. Ihr Betrag kann auch unmittelbar von der Tafel 
abgesehen werden, er stellt sich dar fiir jedes einzelne Jahr in dem 
senkrechten Abstand des betreffenden Punktes der Kurve IV von 
Kurve III, welche die Durchschnittsprämie bedeutet. Man sieht z. B., 
dass im 73. Lebensjahre des Versicherten die Anstalt aus der Prämien- 
reserve Zinsen von der Höhe der einheitlichen Prämie bezieht ; man 
sieht, dass im letzten Jalire der Versicherung die Einkünfte die Höhe 
von 55 erreichen, wovon nicht ganz 21 auf die gezahlte Prämie 
und der Rest, etwa 34, auf Zinsen von der Prämienreserve ent- 
faUen »). 

Kurve V zeigt uns die Reihe der Werte, welche die wahre 
Risikoprämie im Laufe der Jahre annimmt. Wir haben oben nach- 
gewiesen, dass die wahre Risikoprämie nicht nach Massgabe der ein 
fiir allemal festgesetzten Versicherungssumme, sondern nach Mass- 
gabe der wirkUchen Risikosumme, der Differenz zwischen Versiche- 
rungssumme und Sparguthaben d. h. Prämienreserve zu bemessen 
sei. Im Anfang bis zum 66. Lebensjahre ist diese wahre Risikoprämie 
niedriger als die eingezalilte Prämie P55, so dass also Teile dieses 
P55 immer noch der Prämienreserve zugeschlagen werden müssen. 
Später allerdings würde die Durchschnittsprämie allein zur Deckung 
des von der Anstalt getragenen Risiko' s nicht mehr genügen; aber 
zur Evidenz geht aus der graphischen Darstellumg hervor, dass des- 
halb noch nicht das bei der Anstalt für den Versicherten ersparte 
Kapital angegriffen zu werden braucht. Es ist damit nicht gesagt, 
dass aus dem Mehr der früheren Jahre das Zuwenig der späteren 
ergänzt werden müsse. Vielmehr kann das Zuwenig aus den Zinsen 
der schon angesammelten Prämienreserve vollständig gedeckt werden 
und es bleibt sogar, da die wahre Risikoprämie niemals die Höhe 
der durch den Versicherten erzielten Einnahmen erreicht (Kurve V 
bleibt immer unter Kurve IV) immer ein kleiner Überschuss zu 
Gunsten des Versicherten, der seiner Prämienreserve zugeschlagen 
werden muss. Dies ständige Wachstum der Prämienreserve beein- 
flusst die Höhe der wahren Risikoprämie, indem die wirklich von 
der Anstalt riskirte Summe immer kleiner wird. Das Steigen der 



') Eine gerade Linie kann Kurve IV deshalb nicht sein, weil das Wachs- 
tum der Prämienreserve kein ganz gleichbleibendes ist. 
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Sterbenswahrscheinlichkeit wird nicht nur paralysirt, sondern zuletzt 
kommt die wahre Risikoprämie wieder in*s Sinken und verschwindet 
im letzten Jahre, wo Verzinsung der Prämienreserve und Einzahlung 
der letzten Prämie genügen, die Versicherungssumme zu bilden, 
völlig. Der aus einem Sparkassen- und einem Versicherungskontrakt 
gemischte Vertrag ist zu einem einfachen Sparkassenkontrakt ge- 
worden. 




35 40 45 50 65 fl 



40 45 50 55 



/' 



Thesen. 



1) Der Fiskus erwirbt erblose Güter nicht als Oecupant, sondern 
an Erbesstatt. 

2) Der Eintritt der aufschiebenden Bedingung hat rückwirkende 
Kraft. 

3) Der Versuch mit untauglichen Mitteln ist strafbar, 

4) Das Recht aus dem Conossement ist auf obligatorischer Grund- 
lage zu konstruiren. 

5) Die Vindication von Inhaberpapieren ist nicht unbedingt un- 
statthaft. 

6) Für die Behandlung der Unterversicherung ist das bei der 
Seeversicherung übHche System dem bernischen und waadt- 
ländischen vorzuziehen. 
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